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Vorwort 

 

Theorie und Praxis des Unternehmensrechts haben Lukas Handschin ein Arbeitsleben 
lang beschäftigt. Obwohl er mit der Professur an der Universität Basel seinen Wunschbe-
ruf ausüben und seiner Berufung folgen durfte, hat er sich doch immer auch als Praktiker 
verstanden und aus seiner Tätigkeit als Partner und Konsulent der Anwaltskanzlei Baur 
Hürlimann wichtige Anregungen gewonnen. Theoretische Überlegungen taugten für ihn 
nur dann etwas, wenn sie auch praktikabel waren, der Privatautonomie Spielräume liessen 
und die betroffenen Interessen zu einem sinnvollen Ausgleich führten. Insofern hat Lukas 
Handschin Theorie und Praxis auch nie als Gegensätze, sondern stets als etwas Verbin-
dendes und sich gegenseitig Befruchtendes verstanden – ganz so, wie er selbst jeweils voll 
und ganz an der Universität Basel und als Anwalt tätig war. 

Lukas Handschin wurde am 7. April 1959 in Zürich geboren. Nach dem Schulbesuch in 
Basel und Japan studierte er zunächst an der International Christian University in Tokio 
Japanisch und Volkswirtschaft, bevor er 1980 das Studium an der Juristischen Fakultät 
der Universität Basel aufnahm. Als Assistent von Karl Spiro wurde Lukas Handschin 
1987 mit einer Dissertation zum Thema „Papierlose Wertpapiere“ promoviert. Ein Jahr 
später erwarb er das Anwaltspatent und praktizierte seither als Anwalt in Zürich und Ba-
den. 1993 habilitierte sich Lukas Handschin an der Basler Juristenfakultät mit einer Schrift 
zum Konzern im geltenden schweizerischen Privatrecht und erhielt die venia docendi für 
Privatrecht. Fortan nahm er Lehraufträge in Basel und St. Gallen wahr, bis er an der Uni-
versität Basel zunächst zum Titularprofessor, dann zum Extraordinarius und schliesslich 
2009 zum Ordinarius für Privatrecht bestellt wurde. 

Die Rechtswissenschaft hat Lukas Handschin aussergewöhnlich viel zu verdanken. Mit 
dem Personengesellschaftsrecht und dem Rechnungslegungsrecht hat er gleich zwei zuvor 
etwas vernachlässigte Rechtsgebiete wieder stärker in das Bewusstsein gerückt. Die bei-
den 2009 publizierten Bände des Zürcher Kommentars zu den Personengesellschaften 
sind ebenso unentbehrliche Standardwerke geworden wie das 2016 in zweiter Auflage in 
der Reihe Schweizerisches Privatrecht erschienene Handbuch zur Rechnungslegung im 
Gesellschaftsrecht. Das gilt auch für das in drei Auflagen erschienene Handbuch zum 
GmbH-Recht. Ein grosses Verdienst bildet schliesslich die vor dem Abschluss stehende 
Herausgabe von fünf Bänden des Zürcher Kommentars zum Aktienrecht. Der erste Band 
erschien 2016 und damit über 70 Jahre nach der letzten Auflage dieser Grosskommentie-
rung. In seinen Schriften zeigt Lukas Handschin ein Gespür für neue Entwicklungen. Die 
juristische Diskussion bereichert er mit eigenen Fragen und originellen Lösungsvorschlä-
gen, an denen andere sich gerne auch reiben dürfen. Seine Abenteuerlust kommt nicht nur 
auf dem Motorrad oder in den Bergen, sondern auch in seinen Publikationen zum Aus-
druck. Stets hat er sich offen für Neues gezeigt und seine geistige Unabhängigkeit be-
wahrt. 

Thematisch spiegelt diese Festschrift die Breite der rechtlichen Fragestellungen, mit de-
nen sich Lukas Handschin in seinen eigenen Arbeiten beschäftigt. Den Kern bilden natur-
gemäss Beiträge zum Personen- und Kapitalgesellschaftsrecht sowie zum Genossen-
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schaftsrecht unter Einschluss vor allem des Rechnungslegungsrechts, aber auch des Kon-
zernrechts, das Lukas Handschin mit seiner Habilitationsschrift entscheidend bereichert 
hat. Ergänzend finden sich Abhandlungen zu Themen an der Schnittstelle dieser Rechts-
gebiete zum Handels-, Straf-, Arbeits-, Konkurs- und öffentlichen Recht. Schliesslich darf 
das Sportrecht nicht fehlen, dem Lukas Handschin sich seit jener Zeit gewidmet hat, als 
er als jüngstes und bekanntermassen sportbegeistertes Mitglied der Basler Juristenfakultät 
in die universitäre Sportkommission entsandt wurde. Beiträge von Kollegen aus Japan 
und Deutschland zeigen, dass der emeritierte Kollege auch international geschätzt wird. 

Den über 70 Autorinnen und Autoren dieser Festschrift ist Lukas Handschin auf ganz 
unterschiedliche Weise begegnet: als Freund, Kollege, Lehrer, Mentor und Autor. Dabei 
hat er sich offen, empfindsam und unprätentiös gezeigt. Er strebte nach Ausgleich und 
pragmatischen Lösungen, an deren Umsetzung er immer auch gleich mitwirkte. Den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern am Lehrstuhl, deren persönliche Förderung ihm besonders 
am Herzen lag, brachte er grosses Vertrauen entgegen. Gerne ging er mit ihnen auf Reisen 
oder lud sie zu gemeinsamen Abenden ein. In der Lehre und bei der Betreuung zahlreicher 
Doktoranden war Lukas Handschin aussergewöhnlich engagiert. Den Masterstudiengang 
Wirtschaftsrecht hat er mit der von ihm vorangetriebenen Profilierung geprägt. Die Wei-
tergabe seines Wissens und seiner Erfahrungen bereiteten ihm ebenso Freude wie die in-
tensive und lebhafte Diskussion über juristische Fragen, auf die er noch keine befriedi-
gende Antwort gefunden zu haben glaubte. Als Autor wusste Lukas Handschin auch zu 
kooperieren und als Herausgeber ganze Teams zu motivieren und zu organisieren. Die 
vielen persönlichen Anmerkungen der Autorinnen und Autoren dieser Festschrift legen 
davon ein beredtes Zeugnis ab. 

Lukas Handschin lebte voll und ganz für seine Berufe als Hochschullehrer und Anwalt. 
Von der Möglichkeit, die Emeritierung an der Universität Basel freiwillig hinauszuschie-
ben, wollte er selbstverständlich Gebrauch machen. Insofern muss es für ihn besonders 
schwer gewesen sein zu erkennen, dass ihm dies aus gesundheitlichen Gründen nicht ver-
gönnt sein würde. Gleichwohl trägt er die schwere Krankheit, die ihn im Kern seines We-
sens getroffen hat, mit bewundernswerter Tapferkeit. 

Die Herausgeber danken besonders Frau Esther Jundt für die stets umsichtige Koordina-
tion der Herausgeberarbeiten sowie Frau Géraldine Danuser, Herrn Joel Fink, Frau Caro-
line Genz, Herrn Raphael Märki, Frau Giulia Müller, Frau Jessica Sommer und Frau Ri-
carda Stoppelhaar für das sorgfältige Lektorat der Beiträge. Ausserdem danken wir der 
Schulthess Juristische Medien AG für die stetige Unterstützung und die zuvorkommende 
Betreuung der Drucklegung. Das Erscheinen dieser Festschrift wäre zudem ohne die gross-
zügige Förderung durch die Anwaltskanzlei Baur Hürlimann und die Juristische Fakultät 
Basel nicht möglich gewesen. 

Unser grösster Dank aber gilt Lukas Handschin, den diese Festschrift verdientermassen 
ehren und erfreuen möge. 

Basel und Bern im August 2020 

 

Peter Jung         Frédéric Krauskopf        Conradin Cramer
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Trotz der fehlenden Betonung der gerichtlichen Zurückhaltung bei der Überprüfung der 
Geschäftsentscheide im japanischen Recht stimme ich in diesem Punkt einem der berühm-
testen Rechtswissenschaftler Japans zu und unterstütze seine Behauptung, dass die Gerichte 
sich bei der Beurteilung von Geschäftsentscheiden auch in Japan Zurückhaltung auferlegen 
sollten.42 

Zum Schluss dieses kleinen Aufsatzes sei darauf hingewiesen, dass in der japanischen Bu-
siness Judgment Rule der wesentliche Inhalt der Business Judgment Rule schweizerischer 
Prägung fehlt. Worauf dies zurückzuführen ist, ist aus Zeit- und Platzgründen auf spätere 
Überlegungen zu verschieben.43 

 

 
42  Vgl. vorne I.2. und SEIICHI OCHIAI (Fn. 7), S. 9. 
43  Nach meiner Meinung gäbe es eventuell in der japanischen Rechtsprechung eine Verwechselung des 

oben erwähnten Überprüfungsmassstabes (vgl. vorn II. 2. 2.2) mit dem Verhaltensmassstab. Dies hätte 
zur Folge, dass es im japanischen Recht an der Betonung der gerichtlichen Zurückhaltung bei der Über-
prüfung der Geschäftsentscheide fehlt. Vgl. auch HIROYUKI FUKUTAKI, Über die Rechtfertigungsgründe 
der Business Judgment Rule (auf Japanisch), Law Review of Kansai University, Bd. 63 Nr. 4, 2013, 
S. 133, HIROYUKI FUKUTAKI, Die Dogmatik der „Business Judgment Rule“ (auf Japanisch), Law Review 
of Kansai University, Bd. 64 Nr. 5, 2015, S. 1878. In diesen Aufsätzen geht es auch um die Übernahme 
der Business Judgment Rule in das japanische Aktienrecht aber im Vergleich mit dem deutschen Recht. 
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I. Einführung 

Im vorliegenden Beitrag werden ausgewählte Fragen im Zusammenhang mit der gesetz-
lichen Kapitalreserve diskutiert. Dies ist ein Thema an der Schnittstelle zwischen Gesell-
schafts- und Rechnungslegungsrecht. Die Wahl des Themas ist nicht nur durch seine prak-
tische Relevanz gerechtfertigt, sondern auch deswegen, weil es im Zentrum der For-
schungs- und Lehrtätigkeit des Jubilars steht.1  

Nachfolgend wird in einem ersten Teil aufgezeigt, wie die gesetzliche Kapitalreserve in der 
Bilanz auszuweisen ist. Schon dieser Aspekt verdeutlicht, dass das Gesellschafts- und 
Rechnungslegungsrecht integriert anzuwenden sind, denn die entsprechenden Regelungen 
sind – momentan noch – nicht harmonisiert.2 In einem weiteren Teil wird dargelegt, aus 
welchen Bestandteilen sich die gesetzliche Kapitalreserve zusammensetzt.3 Schliesslich 
werden ausgewählte Fragen bezüglich der Ausschüttung der Kapitalreserve erörtert.4  

Die nachfolgenden Ausführungen orientieren sich einerseits an der geltenden Fassung des 
Aktienrechts. Anderseits wird aber auch auf das neue Aktienrecht Bezug genommen.5 

II. Ausweis als Teil des bilanziellen Eigenkapitals 

Im Rechnungslegungsrecht werden die gesetzlichen Reserven aufgrund der Mittelherkunft 
in gesetzliche Kapital- und Gewinnreserven unterteilt.6 Gemäss Art. 959a OR sind diese 
Reserven in der Bilanz als Teil des Eigenkapitals auszuweisen: Die gesetzlichen Kapital-
reserven werden an zweiter Stelle nach dem Grund-, Gesellschafts- oder Stiftungskapital 
aufgeführt.7 An dritter Stelle folgen die gesetzlichen Gewinnreserven.8 Selbstredend 
handelt es sich bei den gesetzlichen Kapital- und Gewinnreserven um offene Reserven; 
stille Zwangs- oder Willkürreserven sind in der Bilanz nicht ersichtlich, da sie ja «still» 
sind.9 

Im Gegensatz zum Rechnungslegungsrecht unterscheidet das geltende Aktienrecht10 bei 
den gesetzlichen Reserven nicht zwischen Kapital- und Gewinnreserven, sondern zwischen 

 
1  Vgl. etwa HANDSCHIN LUKAS in: Handschin/Jung (Hrsg.), Zürcher Kommentar zu Art. 660–697m, die 

Aktiengesellschaft, Rechte und Pflichten der Aktionäre, 2. Aufl., Zürich 2020 (zit. HANDSCHIN, ZK); 
DERS., Rechnungslegung im Gesellschaftsrecht, 2. Aufl., Basel 2016 (zit. HANDSCHIN, 
Rechnungslegung im Gesellschaftsrecht); DERS., Rechnungslegungs- und Revisionsrecht, 2. Aufl., 
Zürich/St. Gallen 2013. 

2  Vgl. unten II. 
3 Vgl. unten III. 
4 Vgl. unten IV. 
5  Vgl. für den Schlussabstimmungstext: BBl 2020 5573. 
6  NEUHAUS MARKUS R./GERBER RODOLFO, in: Honsell/Vogt/Watter (Hrsg.), Basler Kommentar 

Obligationenrecht II, Art. 530–964 OR, Art. 1–6 SchlT AG, Art. 1–11 ÜBest GmbH, 5. Aufl., Basel 
2016 (zit. BEARBEITER, BSK), OR 959a N 80; GLANZMANN LUKAS, Die Bilanzierung des Eigenkapitals 
im Einzelabschluss von Kapitalgesellschaften, SZW 3/2017, 274–290, 277. 

7  Art. 959a Abs. 2 Ziff. 3 Bst. b OR. 
8  Art. 959a Abs. 2 Ziff. 3 Bst. c OR. 
9  GLANZMANN (FN 6), 277. 
10  Dieselbe Unterteilung gilt auch für die GmbH (vgl. Art. 801 OR). 
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der allgemeinen Reserve11, der Reserve für eigene Aktien12 und der Aufwertungsreserve13. 
Der Unterschied zwischen dem Rechnungslegungs- und dem Aktienrecht ist auf die 
Abkoppelung der Revision des Rechnungslegungsrechts von der Aktienrechtsrevision 2007 
zurückzuführen.14 In der Aktienrechtsrevision15 wurde die aktienrechtliche Gliederung und 
Terminologie der gesetzlichen Reserven an jene des Rechnungslegungsrechts angepasst.16 
Bis zum Inkrafttreten des revidierten Aktienrechts sind aber sowohl die Vorgaben des 
Rechnungslegungsrechts als auch jene des Aktienrechts zu befolgen und in Einklang zu 
bringen. Dabei kann z.B. die Gliederung des Rechnungslegungsrechts als Hauptgliederung 
verwendet und darunter die Gliederung des Aktienrechts abgebildet werden. Denkbar ist 
jedoch auch die umgekehrte Darstellungsform.17 Wie noch zu zeigen ist, sind beim Ausweis 
der gesetzlichen Kapitalreserve darüber hinaus auch noch steuerliche Besonderheiten zu 
beachten.18 

III. Bestandteile der gesetzlichen Kapitalreserve 

1. Allgemeine Reserve 

1.1 Gesonderter Ausweis 

Die allgemeine Reserve gemäss Art. 671 OR wird sowohl aus Kapitaleinlagen als auch aus 
Gewinnen gespiesen.19 Wie erwähnt, verlangt das Rechnungslegungsrecht, dass die 
Kapitalreserven gesondert ausgewiesen werden.20 Gleichzeitig ist aus aktienrechtlicher 
Sicht ein gesonderter Ausweis als allgemeine Reserve erforderlich, da die allgemeine 
Reserve einem besonderen Schutzregime untersteht.21 Um beiden Anforderungen gerecht 
zu werden, ist derjenige Teil der allgemeinen Reserve, der aus Kapitaleinlagen – und nicht 
aus Gewinnen – stammt,22 innerhalb der gesetzlichen Kapitalreserve als allgemeine 
Reserve auszuweisen – oder umgekehrt. Hierzu sind verschiedene Darstellungsformen 

 
11  Art. 671 OR. 
12  Art. 671a OR. 
13 Art. 671b OR. 
14 Vgl. GUTSCHE ROBERT, in: Pfaff et al. (Hrsg.), veb.ch Praxiskommentar, Rechnungslegung nach 

Obligationenrecht, mit Berücksichtigung steuerrechtlicher Vorschriften, 2. Aufl., Zürich 2019, OR 959a 
N 144; GLANZMANN LUKAS, Das neue Rechnungslegungsrecht, in: Kunz et al. (Hrsg.), Entwicklungen 
im Gesellschaftsrecht VIII, Bern 2013, 251–289, 267; GLANZMANN (FN 6), 277. 

15 Botschaft zur Änderung des Obligationenrechts (Aktienrecht) vom 23. November 2016, BBI 2017 399–
682.  

16 Vgl. die Marginalien zu Art. 671 revOR (Gesetzliche Kapitalreserve), Art. 672 revOR (Gesetzliche 
Gewinnreserve) und Art. 673 revOR (Freiwillige Gewinnreserven). Vgl. für den Schlussabstimmungs-
text: BBl 2020 5573. 

17  Vgl. Treuhand-Kammer, Schweizerische Kammer der Wirtschaftsprüfer und Steuerexperten, Schweizer 
Handbuch der Wirtschaftsprüfung (HWP), Bd. «Buchführung und Rechnungslegung», Zürich 2014, 
227, und GUTSCHE, veb.ch Praxiskommentar (FN 14), OR 959a N 144, je mit einer Gegenüberstellung 
der Gliederungen des Rechnungslegungs- und Aktienrechts. 

18  Vgl. unten III.4. 
19  HANDSCHIN, ZK (FN 1), OR 671–671b N 9. 
20  Vgl. oben FN 7. 
21  Vgl. dazu Art. 671 Abs. 3 und 4 OR. 
22  Für den Ausweis der gesetzlichen Gewinnreserve vgl. GLANZMANN (FN 6), 280–282. 
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sind.9 

Im Gegensatz zum Rechnungslegungsrecht unterscheidet das geltende Aktienrecht10 bei 
den gesetzlichen Reserven nicht zwischen Kapital- und Gewinnreserven, sondern zwischen 

 
1  Vgl. etwa HANDSCHIN LUKAS in: Handschin/Jung (Hrsg.), Zürcher Kommentar zu Art. 660–697m, die 

Aktiengesellschaft, Rechte und Pflichten der Aktionäre, 2. Aufl., Zürich 2020 (zit. HANDSCHIN, ZK); 
DERS., Rechnungslegung im Gesellschaftsrecht, 2. Aufl., Basel 2016 (zit. HANDSCHIN, 
Rechnungslegung im Gesellschaftsrecht); DERS., Rechnungslegungs- und Revisionsrecht, 2. Aufl., 
Zürich/St. Gallen 2013. 

2  Vgl. unten II. 
3 Vgl. unten III. 
4 Vgl. unten IV. 
5  Vgl. für den Schlussabstimmungstext: BBl 2020 5573. 
6  NEUHAUS MARKUS R./GERBER RODOLFO, in: Honsell/Vogt/Watter (Hrsg.), Basler Kommentar 

Obligationenrecht II, Art. 530–964 OR, Art. 1–6 SchlT AG, Art. 1–11 ÜBest GmbH, 5. Aufl., Basel 
2016 (zit. BEARBEITER, BSK), OR 959a N 80; GLANZMANN LUKAS, Die Bilanzierung des Eigenkapitals 
im Einzelabschluss von Kapitalgesellschaften, SZW 3/2017, 274–290, 277. 

7  Art. 959a Abs. 2 Ziff. 3 Bst. b OR. 
8  Art. 959a Abs. 2 Ziff. 3 Bst. c OR. 
9  GLANZMANN (FN 6), 277. 
10  Dieselbe Unterteilung gilt auch für die GmbH (vgl. Art. 801 OR). 

Die gesetzliche Kapitalreserve 

253 
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beachten.18 
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1.1 Gesonderter Ausweis 

Die allgemeine Reserve gemäss Art. 671 OR wird sowohl aus Kapitaleinlagen als auch aus 
Gewinnen gespiesen.19 Wie erwähnt, verlangt das Rechnungslegungsrecht, dass die 
Kapitalreserven gesondert ausgewiesen werden.20 Gleichzeitig ist aus aktienrechtlicher 
Sicht ein gesonderter Ausweis als allgemeine Reserve erforderlich, da die allgemeine 
Reserve einem besonderen Schutzregime untersteht.21 Um beiden Anforderungen gerecht 
zu werden, ist derjenige Teil der allgemeinen Reserve, der aus Kapitaleinlagen – und nicht 
aus Gewinnen – stammt,22 innerhalb der gesetzlichen Kapitalreserve als allgemeine 
Reserve auszuweisen – oder umgekehrt. Hierzu sind verschiedene Darstellungsformen 

 
11  Art. 671 OR. 
12  Art. 671a OR. 
13 Art. 671b OR. 
14 Vgl. GUTSCHE ROBERT, in: Pfaff et al. (Hrsg.), veb.ch Praxiskommentar, Rechnungslegung nach 

Obligationenrecht, mit Berücksichtigung steuerrechtlicher Vorschriften, 2. Aufl., Zürich 2019, OR 959a 
N 144; GLANZMANN LUKAS, Das neue Rechnungslegungsrecht, in: Kunz et al. (Hrsg.), Entwicklungen 
im Gesellschaftsrecht VIII, Bern 2013, 251–289, 267; GLANZMANN (FN 6), 277. 

15 Botschaft zur Änderung des Obligationenrechts (Aktienrecht) vom 23. November 2016, BBI 2017 399–
682.  

16 Vgl. die Marginalien zu Art. 671 revOR (Gesetzliche Kapitalreserve), Art. 672 revOR (Gesetzliche 
Gewinnreserve) und Art. 673 revOR (Freiwillige Gewinnreserven). Vgl. für den Schlussabstimmungs-
text: BBl 2020 5573. 

17  Vgl. Treuhand-Kammer, Schweizerische Kammer der Wirtschaftsprüfer und Steuerexperten, Schweizer 
Handbuch der Wirtschaftsprüfung (HWP), Bd. «Buchführung und Rechnungslegung», Zürich 2014, 
227, und GUTSCHE, veb.ch Praxiskommentar (FN 14), OR 959a N 144, je mit einer Gegenüberstellung 
der Gliederungen des Rechnungslegungs- und Aktienrechts. 

18  Vgl. unten III.4. 
19  HANDSCHIN, ZK (FN 1), OR 671–671b N 9. 
20  Vgl. oben FN 7. 
21  Vgl. dazu Art. 671 Abs. 3 und 4 OR. 
22  Für den Ausweis der gesetzlichen Gewinnreserve vgl. GLANZMANN (FN 6), 280–282. 
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denkbar. Möglich ist etwa ein Ausweis unter dem Titel «gesetzliche Kapitalreserve» als 
«allgemeine Reserve», ein Ausweis als «allgemeine gesetzliche Kapitalreserve» oder als 
«gesetzliche allgemeine Kapitalreserve».23 Entscheidend ist bei der Wahl der Bezeichnung, 
dass die Reserve sowohl als gesetzliche Kapitalreserve wie auch als allgemeine Reserve 
identifiziert werden kann. Im Nachfolgenden wird diese Reserve als «allgemeine 
gesetzliche Kapitalreserve» bezeichnet. Diese setzt sich aus den folgenden Positionen 
zusammen: 

1.2 Agio 

Primär gehört das Agio zur allgemeinen gesetzlichen Kapitalreserve.24 Als Agio wird der 
über den Nennwert hinaus erzielte Mehrerlös bei der Ausgabe von Aktien bezeichnet.25 Bei 
einer gewöhnlichen Aktienemission entspricht das Agio dem Differenzbetrag zwischen 
dem Ausgabebetrag26 und dem Nennwert der Aktien; bei einer Festübernahme ist es der 
Differenzbetrag zwischen dem Bezugspreis und dem Nennwert.27 Das Agio ist 
vorbehältlich der nachfolgenden Ausnahmen der allgemeinen gesetzlichen Kapitalreserve 
zuzuweisen. Diese Pflicht besteht grundsätzlich selbst dann noch, wenn die allgemeine 
Reserve bereits geäufnet ist.28 

Vom Agio dürfen vorab die Ausgabekosten der Kapitalerhöhung abgezogen werden.29 
Dadurch werden die entsprechenden Kosten direkt vom Eigenkapital in Abzug gebracht, 
weshalb sie nicht als Aufwand in der Erfolgsrechnung erscheinen.30 Eine Erfassung als 
Aufwand über die Erfolgsrechnung ist jedoch auch zulässig.31 Die Möglichkeit, die 
Ausgabekosten vorab vom Agio abzuziehen, ist auch im neuen Aktienrecht vorgesehen.32  

 
23 GLANZMANN (FN 6), 278. 
24  NEUHAUS/BALKANYI, BSK (FN 6), OR 671 N 16a; BÖCKLI PETER, OR-Rechnungslegung, 2. Aufl., 

Zürich 2019, N 511; GLANZMANN (FN 6), 278; HANDSCHIN, Rechnungslegung im Gesellschaftsrecht 
(FN 1), N 827; HANDSCHIN, ZK (FN 1), OR 671–671b N 10. 

25  Art. 671 Abs. 2 Ziff. 1 OR. Das Gleiche trifft zu bei der Ausgabe von Partizipationsscheinen oder 
Stammanteilen.  

26  Art. 650 Abs. 2 Ziff. 3 OR. 
27  Vgl. dazu OSER DAVID/VOGT HANS-UELI, Die Ausschüttung von Agio nach geltendem und künftigem 

Aktienrecht, GesKR 1/2012, 10–28, 22 f.; GLANZMANN (FN 6), 278. 
28  NEUHAUS/BALKANYI, BSK (FN 6), OR 671 N 17; GLANZMANN (FN 6), 278. Demgegenüber ist eine 

zweite Zuweisung der gesetzlichen allgemeinen Gewinnreserve nach h.L. nur solange vorzunehmen, bis 
die allgemeine Reserve geäufnet ist, d.h., bis sie 50% des Aktien- sowie eines allfälligen Partizipations-
kapitals erreicht hat (NEUHAUS/BALKANYI, BSK [FN 6], OR 671 N 31; BÖCKLI PETER, Schweizer 
Aktienrecht, 4. Aufl., Zürich 2009, § 12 N 525b; BÖCKLI [FN 24], N 460; IMARK LUKAS/LIPP LORENZ, 
in: Amstutz et al. [Hrsg.], Handkommentar zum Schweizer Privatrecht, 3. Aufl., Zürich 2016 [zit. 
BEARBEITER, CHK], OR 671 N 9). Dies ergibt sich daraus, dass die allgemeine Reserve im Betrag, der 
die Hälfte des Aktien- und des etwaigen Partizipationskapitals übersteigt, frei verwendbar ist (GLANZ-
MANN [FN 6], 281). Gar keine Pflicht, eine zweite Zuweisung der gesetzlichen allgemeinen Gewinnre-
serve vorzunehmen, haben Holdinggesellschaften (Art. 671 Abs. 4 OR). In der Aktienrechtsrevision 
wurde die zweite Zuweisung der gesetzlichen allgemeinen Gewinnreserve abgeschafft. Dafür ist die 
erste Zuweisung solange vorzunehmen, bis die allgemeine gesetzliche Kapitalreserve und die allge-
meine gesetzliche Gewinnreserve zusammen 50% – bzw. bei Holdingsgesellschaften 20% – des im 
Handelsregister eingetragenen Aktienkapitals erreicht haben (Art. 672 Abs. 2 revOR). 

29  Vgl. Art. 671 Abs. 2 Ziff. 1 OR. 
30  NEUHAUS/BALKANYI, BSK (FN 6), OR 671 N 19; GLANZMANN (FN 6), 278. 
31  Vgl. GLANZMANN (FN 6), 278. 
32  Art. 671 Abs. 1 Ziff. 1 revOR. 
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Ferner kann das Agio zu Abschreibungs- oder Wohlfahrtszwecken verwendet werden.33 
Soweit davon Gebrauch gemacht wird, ist das Agio nicht als Reserve zu verbuchen. Auch 
diese Verwendung des Agios ermöglicht, Abschreibungen ausserhalb der Erfolgsrechnung 
vorzunehmen.34 Diese Verwendungsmöglichkeit des Agios wird unter dem neuen 
Aktienrecht hingegen nicht mehr zulässig sein.35 

1.3 Kaduzierungsgewinn 

Sodann ist ein allfälliger Kaduzierungsgewinn der allgemeinen gesetzlichen Kapitalreserve 
zuzuweisen.36 Der Begriff des Kaduzierungsgewinns wird im Gesetz selbst nicht 
verwendet. Es handelt sich dabei aber gemäss Art. 671 Abs. 2 Ziff. 2 OR um das, «was von 
den geleisteten Einzahlungen auf ausgefallene Aktien übrig bleibt, nachdem ein allfälliger 
Mindererlös aus den dafür ausgegeben Aktien gedeckt worden ist». Mit anderen Worten 
wird damit der Betrag bezeichnet, den ein in Verzug geratener Zeichner auf den von ihm 
gezeichneten Ausgabebetrag bereits einbezahlt hatte und der nach durchgeführtem 
Kaduzierungsverfahren37 an die Gesellschaft fällt. Ein Kaduzierungsgewinn entsteht jedoch 
nur, wenn die Einzahlungen für die neuen – anstelle der kaduzierten Aktien – ausgegebenen 
Titel zusammen mit den bereits geleisteten Zahlungen des kaduzierten Aktionärs über dem 
Ausgabebetrag der kaduzierten Aktien liegt.38 Ansonsten liegt entweder ein neutraler 
Vorgang oder sogar ein Kaduzierungsverlust vor. 

Der Kaduzierungsgewinn ist in der Praxis von geringer Relevanz.39 Die Zuweisung eines 
etwaigen Kaduzierungsgewinns an die allgemeine gesetzliche Kapitalreserve ist aber auch 
nach neuem Aktienrecht möglich.40 

1.4 Einlagen und Zuschüsse 

Die Behandlung von Einlagen und Zuschüssen der Gesellschafter ist derzeit gesetzlich 
(noch) nicht geregelt. Während die juristische Lehre sie grundsätzlich gleich behandeln will 
wie das Agio41 (Ausweis als gesetzliche Kapitalreserve),42 geht die Rechnungslegungs-
praxis davon aus, dass auch eine Erfassung in der Erfolgsrechnung oder in den freiwilligen 
Gewinnreserven zulässig sei.43 In der Aktienrechtsrevision wurde nun die juristische Sicht-
weise kodifiziert, denn nach Art. 671 Abs. 1 Ziff. 3 revOR sind «weitere durch Inhaber von 

 
33  Art. 671 Abs. 2 Ziff. 1 OR. Kritisch dazu, da dies gegen die Grundsätze ordnungsmässiger 

Rechnungslegung verstosse: GLANZ, veb.ch Praxiskommentar (FN 14), Sonderbilanzen nach OR und 
FusG, N 7; HANDSCHIN, ZK (FN 1), OR 671–671b N 11.  

34  NEUHAUS/BALKANYI, BSK (FN 6), OR 671 N 19; GLANZMANN (FN 6), 278. 
35  Vgl. Art. 671 Abs. 1 Ziff. 1 revOR. 
36  Art. 671 Abs. 2 Ziff. 2 OR. Vgl. dazu auch TOMA ADRIANO, Das Eigenkapital der Aktiengesellschaft im 

neuen Rechnungslegungsrecht, Diss., Bern 2016, 75 f.; HANDSCHIN, Rechnungslegung im 
Gesellschaftsrecht (FN 1), N 827; HANDSCHIN, ZK (FN 1), OR 671–671b N 10; BÖCKLI, (FN 24), 
N 512, m.w.H. 

37  Vgl. Art. 681 f. OR. 
38  BÖCKLI (FN 24), N 512. 
39  GLANZMANN (FN 6), 278; BÖCKLI (FN 24), N 512. 
40  Vgl. Art. 671 Abs. 1 Ziff. 2 revOR. 
41  Vgl. oben III.1.2. 
42  BÖCKLI (FN 24), N 513; STAEHELIN MATTHIAS, Die gesetzliche Kapitalreserve, Steuerrecht gegen 

Kapitalschutzvorschriften (1. Teil), ST 12/2014, 1133–1139, 1133.  
43 Treuhand-Kammer (FN 17), 230.  
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denkbar. Möglich ist etwa ein Ausweis unter dem Titel «gesetzliche Kapitalreserve» als 
«allgemeine Reserve», ein Ausweis als «allgemeine gesetzliche Kapitalreserve» oder als 
«gesetzliche allgemeine Kapitalreserve».23 Entscheidend ist bei der Wahl der Bezeichnung, 
dass die Reserve sowohl als gesetzliche Kapitalreserve wie auch als allgemeine Reserve 
identifiziert werden kann. Im Nachfolgenden wird diese Reserve als «allgemeine 
gesetzliche Kapitalreserve» bezeichnet. Diese setzt sich aus den folgenden Positionen 
zusammen: 

1.2 Agio 

Primär gehört das Agio zur allgemeinen gesetzlichen Kapitalreserve.24 Als Agio wird der 
über den Nennwert hinaus erzielte Mehrerlös bei der Ausgabe von Aktien bezeichnet.25 Bei 
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dem Ausgabebetrag26 und dem Nennwert der Aktien; bei einer Festübernahme ist es der 
Differenzbetrag zwischen dem Bezugspreis und dem Nennwert.27 Das Agio ist 
vorbehältlich der nachfolgenden Ausnahmen der allgemeinen gesetzlichen Kapitalreserve 
zuzuweisen. Diese Pflicht besteht grundsätzlich selbst dann noch, wenn die allgemeine 
Reserve bereits geäufnet ist.28 

Vom Agio dürfen vorab die Ausgabekosten der Kapitalerhöhung abgezogen werden.29 
Dadurch werden die entsprechenden Kosten direkt vom Eigenkapital in Abzug gebracht, 
weshalb sie nicht als Aufwand in der Erfolgsrechnung erscheinen.30 Eine Erfassung als 
Aufwand über die Erfolgsrechnung ist jedoch auch zulässig.31 Die Möglichkeit, die 
Ausgabekosten vorab vom Agio abzuziehen, ist auch im neuen Aktienrecht vorgesehen.32  

 
23 GLANZMANN (FN 6), 278. 
24  NEUHAUS/BALKANYI, BSK (FN 6), OR 671 N 16a; BÖCKLI PETER, OR-Rechnungslegung, 2. Aufl., 

Zürich 2019, N 511; GLANZMANN (FN 6), 278; HANDSCHIN, Rechnungslegung im Gesellschaftsrecht 
(FN 1), N 827; HANDSCHIN, ZK (FN 1), OR 671–671b N 10. 

25  Art. 671 Abs. 2 Ziff. 1 OR. Das Gleiche trifft zu bei der Ausgabe von Partizipationsscheinen oder 
Stammanteilen.  

26  Art. 650 Abs. 2 Ziff. 3 OR. 
27  Vgl. dazu OSER DAVID/VOGT HANS-UELI, Die Ausschüttung von Agio nach geltendem und künftigem 

Aktienrecht, GesKR 1/2012, 10–28, 22 f.; GLANZMANN (FN 6), 278. 
28  NEUHAUS/BALKANYI, BSK (FN 6), OR 671 N 17; GLANZMANN (FN 6), 278. Demgegenüber ist eine 

zweite Zuweisung der gesetzlichen allgemeinen Gewinnreserve nach h.L. nur solange vorzunehmen, bis 
die allgemeine Reserve geäufnet ist, d.h., bis sie 50% des Aktien- sowie eines allfälligen Partizipations-
kapitals erreicht hat (NEUHAUS/BALKANYI, BSK [FN 6], OR 671 N 31; BÖCKLI PETER, Schweizer 
Aktienrecht, 4. Aufl., Zürich 2009, § 12 N 525b; BÖCKLI [FN 24], N 460; IMARK LUKAS/LIPP LORENZ, 
in: Amstutz et al. [Hrsg.], Handkommentar zum Schweizer Privatrecht, 3. Aufl., Zürich 2016 [zit. 
BEARBEITER, CHK], OR 671 N 9). Dies ergibt sich daraus, dass die allgemeine Reserve im Betrag, der 
die Hälfte des Aktien- und des etwaigen Partizipationskapitals übersteigt, frei verwendbar ist (GLANZ-
MANN [FN 6], 281). Gar keine Pflicht, eine zweite Zuweisung der gesetzlichen allgemeinen Gewinnre-
serve vorzunehmen, haben Holdinggesellschaften (Art. 671 Abs. 4 OR). In der Aktienrechtsrevision 
wurde die zweite Zuweisung der gesetzlichen allgemeinen Gewinnreserve abgeschafft. Dafür ist die 
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29  Vgl. Art. 671 Abs. 2 Ziff. 1 OR. 
30  NEUHAUS/BALKANYI, BSK (FN 6), OR 671 N 19; GLANZMANN (FN 6), 278. 
31  Vgl. GLANZMANN (FN 6), 278. 
32  Art. 671 Abs. 1 Ziff. 1 revOR. 
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etwaigen Kaduzierungsgewinns an die allgemeine gesetzliche Kapitalreserve ist aber auch 
nach neuem Aktienrecht möglich.40 

1.4 Einlagen und Zuschüsse 

Die Behandlung von Einlagen und Zuschüssen der Gesellschafter ist derzeit gesetzlich 
(noch) nicht geregelt. Während die juristische Lehre sie grundsätzlich gleich behandeln will 
wie das Agio41 (Ausweis als gesetzliche Kapitalreserve),42 geht die Rechnungslegungs-
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33  Art. 671 Abs. 2 Ziff. 1 OR. Kritisch dazu, da dies gegen die Grundsätze ordnungsmässiger 

Rechnungslegung verstosse: GLANZ, veb.ch Praxiskommentar (FN 14), Sonderbilanzen nach OR und 
FusG, N 7; HANDSCHIN, ZK (FN 1), OR 671–671b N 11.  

34  NEUHAUS/BALKANYI, BSK (FN 6), OR 671 N 19; GLANZMANN (FN 6), 278. 
35  Vgl. Art. 671 Abs. 1 Ziff. 1 revOR. 
36  Art. 671 Abs. 2 Ziff. 2 OR. Vgl. dazu auch TOMA ADRIANO, Das Eigenkapital der Aktiengesellschaft im 

neuen Rechnungslegungsrecht, Diss., Bern 2016, 75 f.; HANDSCHIN, Rechnungslegung im 
Gesellschaftsrecht (FN 1), N 827; HANDSCHIN, ZK (FN 1), OR 671–671b N 10; BÖCKLI, (FN 24), 
N 512, m.w.H. 

37  Vgl. Art. 681 f. OR. 
38  BÖCKLI (FN 24), N 512. 
39  GLANZMANN (FN 6), 278; BÖCKLI (FN 24), N 512. 
40  Vgl. Art. 671 Abs. 1 Ziff. 2 revOR. 
41  Vgl. oben III.1.2. 
42  BÖCKLI (FN 24), N 513; STAEHELIN MATTHIAS, Die gesetzliche Kapitalreserve, Steuerrecht gegen 

Kapitalschutzvorschriften (1. Teil), ST 12/2014, 1133–1139, 1133.  
43 Treuhand-Kammer (FN 17), 230.  
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Beteiligungspapieren geleistete Einlagen und Zuschüsse» der gesetzlichen Kapitalreserve 
zuzuweisen. 

Die Art der Erfassung ist insbesondere beim Vorliegen eines Kapitalverlusts im Sinne von 
Art. 725 Abs. 1 OR relevant. Eine Erfassung über die Erfolgsrechnung oder in den freiwil-
ligen Gewinnreserven könnte die bilanzielle Heilung eines Kapitalverlusts erleichtern, da 
bei einer Verbuchung als gesetzliche Kapitalreserve die Bemessungsgrundlage zur Berech-
nung des Kapitalverlusts wiederum erhöht wird; die Folge davon ist, dass der doppelte 
Betrag des Kapitalverlusts in die gesetzliche Kapitalreserve eingelegt werden muss,44 was 
sich anhand des nachfolgenden Beispiels veranschaulichen lässt: 

X AG (per 31.12.) 

Umlaufvermögen Fremdkapitel 

Bargeld 30 Kreditoren 50 

Anlagevermögen Eigenkapital 

Maschinen 40 Aktienkapital 40 

 Gesetzliche 
Kapitalreserve 

20 

 Verlustvortrag -40 

 70  70 

Die X-AG weist per 31.12. einen Kapitalverlust von 10 auf.45 Um diesen Kapitalverlust 
vollständig zu beseitigen, müsste ein Betrag von 20 eingelegt werden,46 falls dieser in der 
gesetzlichen Kapitalreserve zu verbuchen wäre: 

 + 30 +  40 − 50 =
1
2 ×  40 + 20 +  

 + 20 = 30 +

2 


2 = 10 

 = 20 

Allerdings ist in Bezug auf die Bemessungsbasis des Kapitalverlusts nach dem 
gegenwärtigen Stand der Lehre und Praxis umstritten, ob der in der Bilanz ausgewiesene 
Nominalbetrag oder nur der geschützte Teil der allgemeinen Reserve zu berücksichtigen 
ist.47 Während die h.L. und das HWP davon ausgehen, dass der Nominalbetrag 

 
44  GLANZMANN (FN 6), 278. 
45 EK = Aktiven (70) – Fremdkapital (50) = 20 < ½ (Aktienkapital [40] + gesetzliche Reserven [20]) = 30. 
46 EK = Aktiven (90) – Fremdkapital (50) = 40 = ½ (Aktienkapital [40] + gesetzliche Reserven [40]) = 40. 
47  Die allgemeine Reserve ist im Betrag von 50% des Aktienkapitals bzw., bei Holdinggesellschaften, von 

20% des einbezahlten Aktienkapitals geschützt (Art. 671 Abs. 1 und 3 OR); vgl. dazu auch GLANZMANN 

LUKAS, Konzept und Praxis der aktienrechtlichen Sanierung, SZW 2019, 465–480, 468; GLANZMANN 

LUKAS, Drohende Zahlungsunfähigkeit, Kapitalverlust und Überschuldung, Das neue aktienrechtliche 
Sanierungsrecht, GesKR 4/2017, 387–403, 394; PLÜSS/FACINCANI-KUNZ, CHK (FN 28), OR 725 N 6; 
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heranzuziehen sei,48 halten eine Minderheitsmeinung und die Botschaft zur 
Aktienrechtsrevision – fälschlicherweise unter Verweis auf die h.L. – fest, dass nur der 
geschützte Teil massgebend sei.49 Beim obigen Beispiel führen beide Auffassungen zum 
gleichen Ergebnis, zumal die ganze gesetzliche Kapitalreserve geschützt ist.50 Würde die 
X-AG aber über ein Aktienkapital von 20 statt 40 und über gesetzliche Kapitalreserven von 
40 statt 20 verfügen, so läge je nach Theorie in einem Fall ein Kapitalverlust vor und im 
anderen Fall nicht: 

X AG (per 31.12.) 

Umlaufvermögen Fremdkapitel 

Bargeld 30 Kreditoren 50 

Anlagevermögen Eigenkapital 

Maschinen 40 Aktienkapital 20 

 Gesetzliche 
Kapitalreserve 

40 

 Verlustvortrag -40 

 70  70 

 

Nach Auffassung der h.L. und des HWP wiese die X-AG diesfalls per 31.12. nach wie vor 
einen Kapitalverlust in der Höhe von 10 auf,51 wohingegen nach Auffassung der Botschaft 
und Lehr-Minderheit kein solcher vorläge.52 Im neuen Aktienrecht wurde nun die Position 
der Minderheitsmeinung kodifiziert, weshalb nur der geschützte Teil der gesetzlichen 
Reserve als Bemessungsbasis heranzuziehen ist.53 

 
GEORG KRNETA, Praxiskommentar Verwaltungsrat, Art. 707–726, 754 OR und Spezialgesetze, 2. Aufl., 
Bern 2005, N 2181. 

48  BÖCKLI (FN 28), § 13 N 717; MEISTER THOMAS, in: Kren Kostkiewicz et al. (Hrsg.), Kommentar zum 
Schweizerischen Obligationenrecht, Orell Füssli Navigator Kommentare, 3. Aufl., Zürich 2016 (zit. 
BEARBEITER, OFK), OR 725 N 1; DELLMANN KLAUS, Bilanzverluste und deren Folgen im neuen 
Aktienrecht, SZW 1997, 66–75, 73 f.; Treuhand-Kammer, Schweizerische Kammer der 
Wirtschaftsprüfer und Steuerexperten, Schweizer Handbuch der Wirtschaftsprüfung (HWP), 
Bd. «Ordentliche Revision», Zürich 2016, 345. 

49  Botschaft vom 23. November 2016 zur Änderung des Obligationenrechts (Aktienrecht), BBI 2017 399, 
557 mit Verweis auf HOMBURGER ERIC, Der Verwaltungsrat, Art. 707–726 OR, Zürcher Kommentar 
zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch, Obligationenrecht, 5. Teil: Die Aktiengesellschaft, 2. Aufl., 
OR 725 N 1204–1214; WÜSTINER, BSK (FN 6), OR 725 N 18. Bzgl. Agio: BGE 140 III 533 E. 6.2, 
S. 547 f. 

50 Geschützter Teil = ½ x 40 = 20 (vgl. Art. 671 Abs. 1 und 3 OR). 
51  EK = Aktiven (70) – Fremdkapital (50) = 20 < ½ (Aktienkapital [20] + gesetzliche Reserven [40]) = 30. 
52  EK = Aktiven (70) – Fremdkapital (50) = 20 > ½ (Aktienkapital [20] + geschützter Teil der gesetzlichen 

Reserven [10]) = 15. 
53 Vgl. Art. 725a Abs. 1 revOR: «[…] dass die Aktiven abzüglich der Verbindlichkeiten zwei Drittel der 

Summe aus Aktienkapital, nicht an die Aktionäre zurückzahlbarer gesetzlicher Kapitalreserve und 
gesetzlicher Gewinnreserve nicht mehr decken […]». 
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Die X-AG weist per 31.12. einen Kapitalverlust von 10 auf.45 Um diesen Kapitalverlust 
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
2 


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Allerdings ist in Bezug auf die Bemessungsbasis des Kapitalverlusts nach dem 
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44  GLANZMANN (FN 6), 278. 
45 EK = Aktiven (70) – Fremdkapital (50) = 20 < ½ (Aktienkapital [40] + gesetzliche Reserven [20]) = 30. 
46 EK = Aktiven (90) – Fremdkapital (50) = 40 = ½ (Aktienkapital [40] + gesetzliche Reserven [40]) = 40. 
47  Die allgemeine Reserve ist im Betrag von 50% des Aktienkapitals bzw., bei Holdinggesellschaften, von 

20% des einbezahlten Aktienkapitals geschützt (Art. 671 Abs. 1 und 3 OR); vgl. dazu auch GLANZMANN 

LUKAS, Konzept und Praxis der aktienrechtlichen Sanierung, SZW 2019, 465–480, 468; GLANZMANN 

LUKAS, Drohende Zahlungsunfähigkeit, Kapitalverlust und Überschuldung, Das neue aktienrechtliche 
Sanierungsrecht, GesKR 4/2017, 387–403, 394; PLÜSS/FACINCANI-KUNZ, CHK (FN 28), OR 725 N 6; 

Die gesetzliche Kapitalreserve 

257 
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Nach Auffassung der h.L. und des HWP wiese die X-AG diesfalls per 31.12. nach wie vor 
einen Kapitalverlust in der Höhe von 10 auf,51 wohingegen nach Auffassung der Botschaft 
und Lehr-Minderheit kein solcher vorläge.52 Im neuen Aktienrecht wurde nun die Position 
der Minderheitsmeinung kodifiziert, weshalb nur der geschützte Teil der gesetzlichen 
Reserve als Bemessungsbasis heranzuziehen ist.53 

 
GEORG KRNETA, Praxiskommentar Verwaltungsrat, Art. 707–726, 754 OR und Spezialgesetze, 2. Aufl., 
Bern 2005, N 2181. 

48  BÖCKLI (FN 28), § 13 N 717; MEISTER THOMAS, in: Kren Kostkiewicz et al. (Hrsg.), Kommentar zum 
Schweizerischen Obligationenrecht, Orell Füssli Navigator Kommentare, 3. Aufl., Zürich 2016 (zit. 
BEARBEITER, OFK), OR 725 N 1; DELLMANN KLAUS, Bilanzverluste und deren Folgen im neuen 
Aktienrecht, SZW 1997, 66–75, 73 f.; Treuhand-Kammer, Schweizerische Kammer der 
Wirtschaftsprüfer und Steuerexperten, Schweizer Handbuch der Wirtschaftsprüfung (HWP), 
Bd. «Ordentliche Revision», Zürich 2016, 345. 

49  Botschaft vom 23. November 2016 zur Änderung des Obligationenrechts (Aktienrecht), BBI 2017 399, 
557 mit Verweis auf HOMBURGER ERIC, Der Verwaltungsrat, Art. 707–726 OR, Zürcher Kommentar 
zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch, Obligationenrecht, 5. Teil: Die Aktiengesellschaft, 2. Aufl., 
OR 725 N 1204–1214; WÜSTINER, BSK (FN 6), OR 725 N 18. Bzgl. Agio: BGE 140 III 533 E. 6.2, 
S. 547 f. 

50 Geschützter Teil = ½ x 40 = 20 (vgl. Art. 671 Abs. 1 und 3 OR). 
51  EK = Aktiven (70) – Fremdkapital (50) = 20 < ½ (Aktienkapital [20] + gesetzliche Reserven [40]) = 30. 
52  EK = Aktiven (70) – Fremdkapital (50) = 20 > ½ (Aktienkapital [20] + geschützter Teil der gesetzlichen 

Reserven [10]) = 15. 
53 Vgl. Art. 725a Abs. 1 revOR: «[…] dass die Aktiven abzüglich der Verbindlichkeiten zwei Drittel der 

Summe aus Aktienkapital, nicht an die Aktionäre zurückzahlbarer gesetzlicher Kapitalreserve und 
gesetzlicher Gewinnreserve nicht mehr decken […]». 
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1.5 Buchgewinn aus Kapitalherabsetzung 

Nach Art. 732 Abs. 4 OR ist ein sich aus einer Kapitalherabsetzung ergebender Buch-
gewinn ausschliesslich zu Abschreibungszwecken zu verwenden. Gemäss herrschender 
Lehre und Rechnungslegungspraxis ist diese Bestimmung zu eng gefasst, weshalb ein ent-
sprechender Buchgewinn auch der allgemeinen Reserve zugewiesen werden könne.54 
Dadurch unterliegt der Buchgewinn demselben Schutzregime, welchem auch die allge-
meine Reserve unterliegt.55 Konsequenterweise muss dies zur Folge haben, dass der ent-
sprechende Betrag – bei gegebenen Voraussetzungen – auch an die Gesellschafter ausge-
schüttet werden darf.56 

2. Fusionsagio und -disagio 

Bei einer Fusion zweier Gesellschaften übernimmt die übernehmende Gesellschaft Aktiven 
und Passiven der übertragenden Gesellschaft. Diese Aktiven und Passiven werden grund-
sätzlich zu bisherigen Buchwerten in die Bilanz der übernehmenden Gesellschaft über-
führt.57 Damit verändert sich das ausgewiesene Eigenkapital der übernehmenden Gesell-
schaft um den Betrag des bei der übertragenden Gesellschaft ausgewiesenen Eigenkapitals, 
sofern durch die Fusion nicht noch Beteiligungen oder gegenseitige Forderungen und Ver-
bindlichkeiten beseitigt werden.58  

Führt die übernehmende Gesellschaft im Rahmen der Fusion eine Kapitalerhöhung durch, 
wird diese in der Regel mit dem übernommenen Aktivenüberschuss, den sog. «Netto-
aktiven», liberiert.59 Im Betrag, in dem diese Nettoaktiven den Nennbetrag der Kapital-
erhöhung übersteigen, erzielt die übernehmende Gesellschaft einen Fusionsgewinn, ein 
sog. «Fusionsagio».60 Dieses Fusionsagio ist gleich zu behandeln wie ein Agio bei einer 
gewöhnlichen Kapitalerhöhung,61 d.h., es ist der allgemeinen gesetzlichen Kapitalreserve 

 
54  BÖCKLI (FN 28), § 2 N 371; BÖCKLI (FN 24), N 514; HANDSCHIN, Rechnungslegung im 

Gesellschaftsrecht (FN 1), N 827; SEILER MORITZ/SETHE ROLF, in: Honsell (Hrsg.), Kurzkommentar 
Obligationenrecht, Art. 1–1186 OR, Basel 2014, OR 732 N 20; MEISTER, OFK (FN 48), OR 671 N 3; 
Treuhand-Kammer (FN 17), 234. 

55 Vgl. oben FN 25. 
56  Vgl. GLANZMANN (FN 6), 279. A.M. aber KÜNG/SCHOCH, BSK (FN 6), OR 732 N 35. 
57  GLANZMANN LUKAS, Umstrukturierungen, Eine systematische Darstellung des schweizerischen 

Fusionsgesetzes, 3. Aufl., Bern 2014, N 283; BÖCKLI (FN 28), § 3 N 76. 
58  GLANZMANN (FN 6), 279. 
59  GLANZMANN (FN 57), N 288; Die Kapitalerhöhung kann auch aus frei verwendbaren Eigenkapital der 

übernehmenden Gesellschaft liberiert werden (a.a.O., N 276). 
60  GLANZMANN (FN 57), N 287; GLANZMANN (FN 6), 279. 
61  GLANZMANN (FN 57), N 287; GLANZMANN (FN 6), 279; BOEMLE MAX/STOLZ CARSTEN, 

Unternehmensfinanzierung, Bd. 2, 14. Aufl., Zürich 2012, 238; DIEM HANS-JAKOB, in: Watter et al. 
(Hrsg.), Basler Kommentar zum Fusionsgesetz, 2. Aufl., Basel 2015, FusG 9 N 17; VOGEL ALEXANDER 

ET AL., FusG Kommentar, Fusionsgesetz mit weiteren Erlassen, Orell Füssli Navigator Kommentare, 
3. Aufl., Zürich 2017, FusG 9 N 6c; AMSTUTZ MARC/MABILLARD RAMON, Fusionsgesetz (FusG), 
Kommentar zum Bundesgesetz über Fusion, Spaltung, Umwandlung und Vermögensübertragung vom 
3. Oktober 2003, Basel 2008, FusG 9 N 8. A.M. BÖCKLI (FN 28), § 3 N 79, sowie Treuhand-Kammer 
(FN 17), 310, die auch eine Erfassung über die Erfolgsrechnung sowie eine Zuweisung an die 
freiwilligen Gewinnreserven als zulässig erachtet. 
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zuzuweisen.62 Das Gleiche gilt, wenn die übernehmende Gesellschaft keine Kapital-
erhöhung durchführt.63  

Wenn der Nennwert der Kapitalerhöhung grösser ist als der Buchwert der von der 
übertragenden Gesellschaft übernommenen Nettoaktiven, entsteht ein Fusionsverlust, ein 
sog. «Fusionsdisagio».64 Ebenfalls ein Fusionsdisagio entsteht bei der Übernahme einer 
Gesellschaft mit negativem Eigenkapital.65 Ein Fusionsdisagio kann zulasten der Reserven 
abgeschrieben oder als Goodwill aktiviert werden.66 

3. Nachschüsse  

Gemäss Art. 795 Abs. 1 OR können die Statuten einer GmbH die Gesellschafter zur 
Leistung von Nachschüssen verpflichten.67 Solche Nachschüsse sind erst dann zu bilan-
zieren, wenn sie abgerufen werden.68 In diesem Zeitpunkt ist eine entsprechende Forderung 
gegenüber den betroffenen Gesellschaftern zu aktivieren.69 Im Gegenzug zur Aktivierung 
erhöht sich auf der Passivseite der Bilanz das Eigenkapital. Allerdings gibt das Gesetz nicht 
vor, wie diese Nachschüsse im Eigenkapital zu erfassen sind.  

Nachschüsse stellen Kapitaleinlagen dar. Sie gehören aber offensichtlich nicht zum 
Grundkapital. Somit sind sie als gesetzliche Kapitalreserve zu verbuchen. Richtigerweise 
sind sie gesondert und nicht als Teil der allgemeinen gesetzlichen Kapitalreserve 
auszuweisen.70 Dies ergibt sich daraus, dass geleistete Nachschüsse wieder zurückbezahlt 
werden dürfen, sofern der Betrag durch frei verwendbares Eigenkapital gedeckt ist und ein 
zugelassener Revisionsexperte dies schriftlich bestätigt.71 Nach herrschender Lehre steht 
eine Rückzahlung in der Kompetenz der Geschäftsführer der GmbH,72 was gegen die 

 
62  Vgl. oben III.1.2. 
63  GLANZMANN (FN 6), 279. 
64  GLANZMANN (FN 57), N 287; GLANZMANN (FN 6), 279. Im Fall eines Fusionsdisagios ist zu prüfen, ob 

nicht gleichzeitig eine verbotene Unterpari-Emission vorliegt. Vgl. dazu GLANZMANN (FN 57), N 288; 
GLANZMANN (FN 6), 279. 

65  Die Fusion mit einer überschuldeten Gesellschaft ist nach Art. 6 Abs. 1 FusG nur zulässig, wenn die 
andere Gesellschaft über frei verwendbares Eigenkapital im Umfang der Überschuldung verfügt oder 
ausreichend Rangrücktritte bestehen. Vgl. dazu GLANZMANN (FN 57), N 849–851. 

66  GLANZMANN LUKAS, Das neue Rechnungslegungsrecht, SJZ 2012, 205–214, 209; Treuhand-Kammer 
(FN 17), 308; GLANZ, veb.ch Praxiskommentar (FN 14), Sonderbilanzen nach OR und FusG, N 76; 
GLANZMANN (FN 6), 279. Bei einer Aktivierung ist der Goodwill in der Regel innert fünf Jahren 
abzuschreiben (Treuhand-Kammer [FN 17], 308 und 201; GLANZMANN [FN 6], 279). 

67  Bei der Aktiengesellschaft wäre eine solche Statutenbestimmung unzulässig, da der Aktionär gemäss 
Art. 680 Abs. 1 OR auch nicht durch die Statuten verpflichtet werden kann, mehr zu leisten als den für 
den Bezug einer Aktie bei ihrer Ausgabe festgesetzten Betrag. 

68  HANDSCHIN, Rechnungslegung im Gesellschaftsrecht (FN 1), N 201; LIPP, CHK (FN 28), OR 959a 
N 48; GLANZMANN (FN 6), 279. 

69  LIPP, CHK (FN 28), OR 959a N 48; GLANZMANN (FN 6), 279.  
70  Gl.M. HANDSCHIN, Rechnungslegung im Gesellschaftsrecht (FN 1), N 199.  
71  Art. 795b OR.  
72  AMSTUTZ/CHAPPUIS, BSK (FN 6), OR 795b N 4; CHAPPUIS FERNAND/JACCARD MICHEL, in: 

Tercier/Amstutz/Trigo Trindade (Hrsg.), Code des obligations II, Commentaire romand, art. 530–1186 
CO, art. 20–33 LB, avec des introductions à la LFus, à l’ORAb, à la LTI et à la loi sur la mise en oeuvre 
des recommandations du GAFI, 2. Aufl., Basel 2017, CO 795b N 6. Dies ist ein Widerspruch zur 
Herabsetzung der Liberierungsquote, wofür klarerweise die Gesellschafterversammlung zuständig ist. 
In beiden Fällen lebt eine Einzahlungspflicht des Gesellschafters wieder auf und die Gesellschafter 



LUKAS GLANZMANN/SAMMY GUIDOUM  

258 

1.5 Buchgewinn aus Kapitalherabsetzung 

Nach Art. 732 Abs. 4 OR ist ein sich aus einer Kapitalherabsetzung ergebender Buch-
gewinn ausschliesslich zu Abschreibungszwecken zu verwenden. Gemäss herrschender 
Lehre und Rechnungslegungspraxis ist diese Bestimmung zu eng gefasst, weshalb ein ent-
sprechender Buchgewinn auch der allgemeinen Reserve zugewiesen werden könne.54 
Dadurch unterliegt der Buchgewinn demselben Schutzregime, welchem auch die allge-
meine Reserve unterliegt.55 Konsequenterweise muss dies zur Folge haben, dass der ent-
sprechende Betrag – bei gegebenen Voraussetzungen – auch an die Gesellschafter ausge-
schüttet werden darf.56 

2. Fusionsagio und -disagio 

Bei einer Fusion zweier Gesellschaften übernimmt die übernehmende Gesellschaft Aktiven 
und Passiven der übertragenden Gesellschaft. Diese Aktiven und Passiven werden grund-
sätzlich zu bisherigen Buchwerten in die Bilanz der übernehmenden Gesellschaft über-
führt.57 Damit verändert sich das ausgewiesene Eigenkapital der übernehmenden Gesell-
schaft um den Betrag des bei der übertragenden Gesellschaft ausgewiesenen Eigenkapitals, 
sofern durch die Fusion nicht noch Beteiligungen oder gegenseitige Forderungen und Ver-
bindlichkeiten beseitigt werden.58  

Führt die übernehmende Gesellschaft im Rahmen der Fusion eine Kapitalerhöhung durch, 
wird diese in der Regel mit dem übernommenen Aktivenüberschuss, den sog. «Netto-
aktiven», liberiert.59 Im Betrag, in dem diese Nettoaktiven den Nennbetrag der Kapital-
erhöhung übersteigen, erzielt die übernehmende Gesellschaft einen Fusionsgewinn, ein 
sog. «Fusionsagio».60 Dieses Fusionsagio ist gleich zu behandeln wie ein Agio bei einer 
gewöhnlichen Kapitalerhöhung,61 d.h., es ist der allgemeinen gesetzlichen Kapitalreserve 

 
54  BÖCKLI (FN 28), § 2 N 371; BÖCKLI (FN 24), N 514; HANDSCHIN, Rechnungslegung im 

Gesellschaftsrecht (FN 1), N 827; SEILER MORITZ/SETHE ROLF, in: Honsell (Hrsg.), Kurzkommentar 
Obligationenrecht, Art. 1–1186 OR, Basel 2014, OR 732 N 20; MEISTER, OFK (FN 48), OR 671 N 3; 
Treuhand-Kammer (FN 17), 234. 

55 Vgl. oben FN 25. 
56  Vgl. GLANZMANN (FN 6), 279. A.M. aber KÜNG/SCHOCH, BSK (FN 6), OR 732 N 35. 
57  GLANZMANN LUKAS, Umstrukturierungen, Eine systematische Darstellung des schweizerischen 

Fusionsgesetzes, 3. Aufl., Bern 2014, N 283; BÖCKLI (FN 28), § 3 N 76. 
58  GLANZMANN (FN 6), 279. 
59  GLANZMANN (FN 57), N 288; Die Kapitalerhöhung kann auch aus frei verwendbaren Eigenkapital der 

übernehmenden Gesellschaft liberiert werden (a.a.O., N 276). 
60  GLANZMANN (FN 57), N 287; GLANZMANN (FN 6), 279. 
61  GLANZMANN (FN 57), N 287; GLANZMANN (FN 6), 279; BOEMLE MAX/STOLZ CARSTEN, 

Unternehmensfinanzierung, Bd. 2, 14. Aufl., Zürich 2012, 238; DIEM HANS-JAKOB, in: Watter et al. 
(Hrsg.), Basler Kommentar zum Fusionsgesetz, 2. Aufl., Basel 2015, FusG 9 N 17; VOGEL ALEXANDER 

ET AL., FusG Kommentar, Fusionsgesetz mit weiteren Erlassen, Orell Füssli Navigator Kommentare, 
3. Aufl., Zürich 2017, FusG 9 N 6c; AMSTUTZ MARC/MABILLARD RAMON, Fusionsgesetz (FusG), 
Kommentar zum Bundesgesetz über Fusion, Spaltung, Umwandlung und Vermögensübertragung vom 
3. Oktober 2003, Basel 2008, FusG 9 N 8. A.M. BÖCKLI (FN 28), § 3 N 79, sowie Treuhand-Kammer 
(FN 17), 310, die auch eine Erfassung über die Erfolgsrechnung sowie eine Zuweisung an die 
freiwilligen Gewinnreserven als zulässig erachtet. 
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zuzuweisen.62 Das Gleiche gilt, wenn die übernehmende Gesellschaft keine Kapital-
erhöhung durchführt.63  

Wenn der Nennwert der Kapitalerhöhung grösser ist als der Buchwert der von der 
übertragenden Gesellschaft übernommenen Nettoaktiven, entsteht ein Fusionsverlust, ein 
sog. «Fusionsdisagio».64 Ebenfalls ein Fusionsdisagio entsteht bei der Übernahme einer 
Gesellschaft mit negativem Eigenkapital.65 Ein Fusionsdisagio kann zulasten der Reserven 
abgeschrieben oder als Goodwill aktiviert werden.66 

3. Nachschüsse  

Gemäss Art. 795 Abs. 1 OR können die Statuten einer GmbH die Gesellschafter zur 
Leistung von Nachschüssen verpflichten.67 Solche Nachschüsse sind erst dann zu bilan-
zieren, wenn sie abgerufen werden.68 In diesem Zeitpunkt ist eine entsprechende Forderung 
gegenüber den betroffenen Gesellschaftern zu aktivieren.69 Im Gegenzug zur Aktivierung 
erhöht sich auf der Passivseite der Bilanz das Eigenkapital. Allerdings gibt das Gesetz nicht 
vor, wie diese Nachschüsse im Eigenkapital zu erfassen sind.  

Nachschüsse stellen Kapitaleinlagen dar. Sie gehören aber offensichtlich nicht zum 
Grundkapital. Somit sind sie als gesetzliche Kapitalreserve zu verbuchen. Richtigerweise 
sind sie gesondert und nicht als Teil der allgemeinen gesetzlichen Kapitalreserve 
auszuweisen.70 Dies ergibt sich daraus, dass geleistete Nachschüsse wieder zurückbezahlt 
werden dürfen, sofern der Betrag durch frei verwendbares Eigenkapital gedeckt ist und ein 
zugelassener Revisionsexperte dies schriftlich bestätigt.71 Nach herrschender Lehre steht 
eine Rückzahlung in der Kompetenz der Geschäftsführer der GmbH,72 was gegen die 

 
62  Vgl. oben III.1.2. 
63  GLANZMANN (FN 6), 279. 
64  GLANZMANN (FN 57), N 287; GLANZMANN (FN 6), 279. Im Fall eines Fusionsdisagios ist zu prüfen, ob 

nicht gleichzeitig eine verbotene Unterpari-Emission vorliegt. Vgl. dazu GLANZMANN (FN 57), N 288; 
GLANZMANN (FN 6), 279. 

65  Die Fusion mit einer überschuldeten Gesellschaft ist nach Art. 6 Abs. 1 FusG nur zulässig, wenn die 
andere Gesellschaft über frei verwendbares Eigenkapital im Umfang der Überschuldung verfügt oder 
ausreichend Rangrücktritte bestehen. Vgl. dazu GLANZMANN (FN 57), N 849–851. 

66  GLANZMANN LUKAS, Das neue Rechnungslegungsrecht, SJZ 2012, 205–214, 209; Treuhand-Kammer 
(FN 17), 308; GLANZ, veb.ch Praxiskommentar (FN 14), Sonderbilanzen nach OR und FusG, N 76; 
GLANZMANN (FN 6), 279. Bei einer Aktivierung ist der Goodwill in der Regel innert fünf Jahren 
abzuschreiben (Treuhand-Kammer [FN 17], 308 und 201; GLANZMANN [FN 6], 279). 

67  Bei der Aktiengesellschaft wäre eine solche Statutenbestimmung unzulässig, da der Aktionär gemäss 
Art. 680 Abs. 1 OR auch nicht durch die Statuten verpflichtet werden kann, mehr zu leisten als den für 
den Bezug einer Aktie bei ihrer Ausgabe festgesetzten Betrag. 

68  HANDSCHIN, Rechnungslegung im Gesellschaftsrecht (FN 1), N 201; LIPP, CHK (FN 28), OR 959a 
N 48; GLANZMANN (FN 6), 279. 

69  LIPP, CHK (FN 28), OR 959a N 48; GLANZMANN (FN 6), 279.  
70  Gl.M. HANDSCHIN, Rechnungslegung im Gesellschaftsrecht (FN 1), N 199.  
71  Art. 795b OR.  
72  AMSTUTZ/CHAPPUIS, BSK (FN 6), OR 795b N 4; CHAPPUIS FERNAND/JACCARD MICHEL, in: 

Tercier/Amstutz/Trigo Trindade (Hrsg.), Code des obligations II, Commentaire romand, art. 530–1186 
CO, art. 20–33 LB, avec des introductions à la LFus, à l’ORAb, à la LTI et à la loi sur la mise en oeuvre 
des recommandations du GAFI, 2. Aufl., Basel 2017, CO 795b N 6. Dies ist ein Widerspruch zur 
Herabsetzung der Liberierungsquote, wofür klarerweise die Gesellschafterversammlung zuständig ist. 
In beiden Fällen lebt eine Einzahlungspflicht des Gesellschafters wieder auf und die Gesellschafter 
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übliche Kompetenzordnung bei der Verfügung über die allgemeine Reserve verstösst. 
Schon aus diesem Grund sind die Nachschüsse separat auszuweisen. Hinzu kommt, dass 
die Nachschüsse unter Umständen nicht von allen Gesellschaftern geleistet wurden. In 
diesem Fall würde eine Rückzahlung von Nachschüssen eine ungleiche Verwendung der 
allgemeinen Reserve darstellen, was grundsätzlich ebenfalls nicht zulässig ist. Deshalb 
kann die Finanzierungslage der Gesellschaft einzig korrekt beurteilt werden, wenn die 
Nachschüsse separat ausgewiesen werden.73  

4. Steuerlich anerkannte Kapitaleinlagereserven 

4.1 Gesonderter Ausweis 

Als weitere Position innerhalb der gesetzlichen Kapitalreserven sind die steuerlich 
anerkannten Reserven aus Kapitaleinlagen auszuweisen. Diese Vorgabe basiert auf Art. 5 
Abs. 1bis VStG, wonach die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen, die 
von den Inhabern der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet worden 
sind, gleich behandelt wird wie die Rückzahlung von Grund- und Stammkapital, sofern die 
Einlagen, Aufgelder und Zuschüsse von der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft in der 
Handelsbilanz ausgewiesen werden und die Gesellschaft jede Veränderung auf diesem 
Konto der Eidgenössischen Steuerverwaltung (EStV) meldet. 

Die mit Art. 5 Abs. 1bis VStG gewährleistete Gleichbehandlung von Rückzahlungen von 
durch die Inhaber von Beteiligungsrechten geleisteten Einlagen, Aufgeldern und Zuschüs-
sen einerseits und von Rückzahlungen von Grund- und Stammkapital anderseits besteht in 
der Befreiung von der Verrechnungssteuer und der Einkommenssteuerfreiheit beim Aktio-
när als natürliche Person gemäss Art. 20 Abs. 3 DBG.74 

Damit eine solche steuerfreie Rückzahlung möglich ist, müssen die entsprechenden 
Einlagen, Aufgelder und Zuschüsse in der Handelsbilanz auf einem gesonderten Konto 
ausgewiesen werden. Hierbei wird von der EStV sowohl die buchhalterische Erfassung auf 
einem separaten Konto als auch ein Ausweis in der Rechnungslegung in einer separaten 
Bilanzposition verlangt.75 Diese Bilanzposition kann z.B. als «gesetzliche Reserven aus 
Kapitaleinlagen (durch EStV bestätigt/zu bestätigen)» bezeichnet werden.  

4.2 Diskrepanz zwischen steuerlich anerkannter und tatsächlicher Kapitaleinlage 

Ist der Betrag der steuerlich anerkannten Kapitaleinlagen niedriger als der Gesamtbetrag 
der gesetzlichen Kapitalreserve, ist der Posten «gesetzliche Kapitalreserve» in einen 

 
können nur im Verfahren der Kapitalherabsetzung von ihren Pflichten befreit werden (vgl. dazu 
Art. 795c Abs. 2 OR). 

73  GLANZMANN (FN 6), 280. 
74  NEUHAUS/GERBER, BSK (FN 6), OR 959a N 82. 
75  Die Einzelheiten zum Ausweis der steuerlich anerkannten Reserven aus Kapitaleinlagen finden sich im 

Kreisschreiben der EStV vom 9. September 2019, Nr. 29a, «Kapitaleinlageprinzip neues Rechnungs-
legungsrecht», abrufbar unter: https://www.estv.admin.ch/estv/de/home/direkte-bundessteuer/direkte-
bundessteuer/fachinformationen/kreisschreiben.html. Vgl. dazu auch STAEHELIN (FN 42), 1134. 
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Unterposten «gesetzliche Reserve aus Kapitaleinlagen (durch EStV bestätigt/zu 
bestätigen)»76 und einen Unterposten «sonstige Kapitalreserve»77 zu unterteilen.78 

Da die Steuerwerte von den Werten in der handelsrechtlichen Bilanz abweichen können, 
ist es auch denkbar, dass der Betrag der steuerlich anerkannten gesetzlichen Reserven aus 
Kapitaleinlagen höher ist als der tatsächliche Wert der Kapitaleinlage. In diesem Fall 
müsste eine weitere Position «sonstige Kapitalreserve» als Minusposten innerhalb der ge-
setzlichen Kapitalreserve aufgeführt werden, sodass die Summe der beiden Unterposten 
«gesetzliche Reserve aus Kapitaleinlagen (durch EStV bestätigt/zu bestätigen)» und 
«sonstige Kapitalreserve» netto dem tatsächlichen Wert der Kapitaleinlage per Bilanzstich-
tag entspräche. Solch eine Bilanzierungsmethode ist mit den Grundsätzen ordnungsmässi-
ger Rechnungslegung gemäss Art. 958c Abs. 1 Ziff. 1 bis 7 OR vereinbar, zumal dadurch 
offengelegt und klargestellt wird, dass der Gesamtbetrag der gesetzlichen Kapitaleinlage 
niedriger ist als die steuerlich anerkannte Reserve aus Kapitaleinlagen. 

IV. Ausschüttung der gesetzlichen Kapitalreserve 

1. Fragliche Umbuchung 

Unbestrittenermassen darf der Teil der gesetzlichen Kapitalreserve, der nicht geschützt ist, 
ausgeschüttet werden.79 Da Dividenden gemäss Art. 675 Abs. 2 OR aber nur aus dem 
Bilanzgewinn und aus hierfür gebildeten Reserven ausgerichtet werden dürfen,80 ist um-
stritten, ob der frei verwendbare Teil der Kapitalreserve direkt als Dividende ausgeschüttet 
werden darf oder vorgängig in eine Gewinnreserve oder eine andere – explizit für Dividen-
denausschüttungen gebildete – freie Reserve umzubuchen ist.81 Nach der hier vertretenen 
Auffassung ist eine solche Umbuchung weder notwendig noch angezeigt und zwar aus 
folgenden Gründen:82 

 
76  Oder eine ähnliche Bezeichnung. 
77  Treuhand-Kammer (FN 17), 308. 
78  Ähnlich NEUHAUS/GERBER, BSK (FN 6), OR 959a N 82. 
79 Bei der allgemeinen Reserve ist derjenige Teil, der die Hälfte des Aktien- und Partizipationskapitals 

übersteigt, frei verwendbar (GLANZMANN LUKAS, Ausgewählte Fragen im Zusammenhang mit 
Dividendenausschüttungen, in: Kunz/Arter/Jörg, Entwicklungen im Gesellschaftsrecht XII, Bern 2017, 
83–119, 103 f.). Vgl. auch HANDSCHIN, ZK (FN 1), OR 671–671b N 21. BGE 140 III 533 E. 6.2.2 (sog. 
«Cash Pool-Entscheid»). 

80  Dasselbe gilt auch für Tantiemen, die gemäss Art. 677 OR nur dem Bilanzgewinn entnommen werden 
dürfen. 

81 Vgl. OSER/VOGT (FN 27), 21, wonach sich in der Praxis ein zweistufiges Vorgehen durchgesetzt habe, 
bei welchem die Generalversammlung zwecks Ausschüttung des Agios zuerst eine Umbuchung 
ebendieses in die freie Reserve und erst danach in einem zweiten Beschluss die Ausschüttung dieser 
Mittel beschliesse. STAEHELIN MATTHIAS, Die gesetzliche Kapitalreserve, Steuerrecht gegen 
Kapitalschutzvorschriften (2. Teil), ST 2015/1-2, 14–22, 21, geht hingegen von einer «langjährigen 
Praxis» ohne vorgängige Umbuchung aus. 

82  So schon GLANZMANN (FN 79), 105. Gl.M. HANDSCHIN, ZK (FN 1), OR 671–671b N 26. A.M. aber 
VOGT, BSK (FN 6), OR 675 N 19, in Bezug auf die unmittelbare Ausschüttbarkeit des Agios; 
FORSTMOSER PETER/MEIER-HAYOZ ARTHUR/NOBEL PETER, Schweizerisches Aktienrecht, Bern 1996, 
§ 40 N 36 f. Vgl. auch STAEHELIN (FN 81), 21, der die vorgängige Umbuchung zwar «mehrheitlich nicht 
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übliche Kompetenzordnung bei der Verfügung über die allgemeine Reserve verstösst. 
Schon aus diesem Grund sind die Nachschüsse separat auszuweisen. Hinzu kommt, dass 
die Nachschüsse unter Umständen nicht von allen Gesellschaftern geleistet wurden. In 
diesem Fall würde eine Rückzahlung von Nachschüssen eine ungleiche Verwendung der 
allgemeinen Reserve darstellen, was grundsätzlich ebenfalls nicht zulässig ist. Deshalb 
kann die Finanzierungslage der Gesellschaft einzig korrekt beurteilt werden, wenn die 
Nachschüsse separat ausgewiesen werden.73  

4. Steuerlich anerkannte Kapitaleinlagereserven 

4.1 Gesonderter Ausweis 

Als weitere Position innerhalb der gesetzlichen Kapitalreserven sind die steuerlich 
anerkannten Reserven aus Kapitaleinlagen auszuweisen. Diese Vorgabe basiert auf Art. 5 
Abs. 1bis VStG, wonach die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen, die 
von den Inhabern der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet worden 
sind, gleich behandelt wird wie die Rückzahlung von Grund- und Stammkapital, sofern die 
Einlagen, Aufgelder und Zuschüsse von der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft in der 
Handelsbilanz ausgewiesen werden und die Gesellschaft jede Veränderung auf diesem 
Konto der Eidgenössischen Steuerverwaltung (EStV) meldet. 

Die mit Art. 5 Abs. 1bis VStG gewährleistete Gleichbehandlung von Rückzahlungen von 
durch die Inhaber von Beteiligungsrechten geleisteten Einlagen, Aufgeldern und Zuschüs-
sen einerseits und von Rückzahlungen von Grund- und Stammkapital anderseits besteht in 
der Befreiung von der Verrechnungssteuer und der Einkommenssteuerfreiheit beim Aktio-
när als natürliche Person gemäss Art. 20 Abs. 3 DBG.74 

Damit eine solche steuerfreie Rückzahlung möglich ist, müssen die entsprechenden 
Einlagen, Aufgelder und Zuschüsse in der Handelsbilanz auf einem gesonderten Konto 
ausgewiesen werden. Hierbei wird von der EStV sowohl die buchhalterische Erfassung auf 
einem separaten Konto als auch ein Ausweis in der Rechnungslegung in einer separaten 
Bilanzposition verlangt.75 Diese Bilanzposition kann z.B. als «gesetzliche Reserven aus 
Kapitaleinlagen (durch EStV bestätigt/zu bestätigen)» bezeichnet werden.  

4.2 Diskrepanz zwischen steuerlich anerkannter und tatsächlicher Kapitaleinlage 

Ist der Betrag der steuerlich anerkannten Kapitaleinlagen niedriger als der Gesamtbetrag 
der gesetzlichen Kapitalreserve, ist der Posten «gesetzliche Kapitalreserve» in einen 

 
können nur im Verfahren der Kapitalherabsetzung von ihren Pflichten befreit werden (vgl. dazu 
Art. 795c Abs. 2 OR). 

73  GLANZMANN (FN 6), 280. 
74  NEUHAUS/GERBER, BSK (FN 6), OR 959a N 82. 
75  Die Einzelheiten zum Ausweis der steuerlich anerkannten Reserven aus Kapitaleinlagen finden sich im 

Kreisschreiben der EStV vom 9. September 2019, Nr. 29a, «Kapitaleinlageprinzip neues Rechnungs-
legungsrecht», abrufbar unter: https://www.estv.admin.ch/estv/de/home/direkte-bundessteuer/direkte-
bundessteuer/fachinformationen/kreisschreiben.html. Vgl. dazu auch STAEHELIN (FN 42), 1134. 
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Unterposten «gesetzliche Reserve aus Kapitaleinlagen (durch EStV bestätigt/zu 
bestätigen)»76 und einen Unterposten «sonstige Kapitalreserve»77 zu unterteilen.78 

Da die Steuerwerte von den Werten in der handelsrechtlichen Bilanz abweichen können, 
ist es auch denkbar, dass der Betrag der steuerlich anerkannten gesetzlichen Reserven aus 
Kapitaleinlagen höher ist als der tatsächliche Wert der Kapitaleinlage. In diesem Fall 
müsste eine weitere Position «sonstige Kapitalreserve» als Minusposten innerhalb der ge-
setzlichen Kapitalreserve aufgeführt werden, sodass die Summe der beiden Unterposten 
«gesetzliche Reserve aus Kapitaleinlagen (durch EStV bestätigt/zu bestätigen)» und 
«sonstige Kapitalreserve» netto dem tatsächlichen Wert der Kapitaleinlage per Bilanzstich-
tag entspräche. Solch eine Bilanzierungsmethode ist mit den Grundsätzen ordnungsmässi-
ger Rechnungslegung gemäss Art. 958c Abs. 1 Ziff. 1 bis 7 OR vereinbar, zumal dadurch 
offengelegt und klargestellt wird, dass der Gesamtbetrag der gesetzlichen Kapitaleinlage 
niedriger ist als die steuerlich anerkannte Reserve aus Kapitaleinlagen. 

IV. Ausschüttung der gesetzlichen Kapitalreserve 

1. Fragliche Umbuchung 

Unbestrittenermassen darf der Teil der gesetzlichen Kapitalreserve, der nicht geschützt ist, 
ausgeschüttet werden.79 Da Dividenden gemäss Art. 675 Abs. 2 OR aber nur aus dem 
Bilanzgewinn und aus hierfür gebildeten Reserven ausgerichtet werden dürfen,80 ist um-
stritten, ob der frei verwendbare Teil der Kapitalreserve direkt als Dividende ausgeschüttet 
werden darf oder vorgängig in eine Gewinnreserve oder eine andere – explizit für Dividen-
denausschüttungen gebildete – freie Reserve umzubuchen ist.81 Nach der hier vertretenen 
Auffassung ist eine solche Umbuchung weder notwendig noch angezeigt und zwar aus 
folgenden Gründen:82 

 
76  Oder eine ähnliche Bezeichnung. 
77  Treuhand-Kammer (FN 17), 308. 
78  Ähnlich NEUHAUS/GERBER, BSK (FN 6), OR 959a N 82. 
79 Bei der allgemeinen Reserve ist derjenige Teil, der die Hälfte des Aktien- und Partizipationskapitals 

übersteigt, frei verwendbar (GLANZMANN LUKAS, Ausgewählte Fragen im Zusammenhang mit 
Dividendenausschüttungen, in: Kunz/Arter/Jörg, Entwicklungen im Gesellschaftsrecht XII, Bern 2017, 
83–119, 103 f.). Vgl. auch HANDSCHIN, ZK (FN 1), OR 671–671b N 21. BGE 140 III 533 E. 6.2.2 (sog. 
«Cash Pool-Entscheid»). 

80  Dasselbe gilt auch für Tantiemen, die gemäss Art. 677 OR nur dem Bilanzgewinn entnommen werden 
dürfen. 

81 Vgl. OSER/VOGT (FN 27), 21, wonach sich in der Praxis ein zweistufiges Vorgehen durchgesetzt habe, 
bei welchem die Generalversammlung zwecks Ausschüttung des Agios zuerst eine Umbuchung 
ebendieses in die freie Reserve und erst danach in einem zweiten Beschluss die Ausschüttung dieser 
Mittel beschliesse. STAEHELIN MATTHIAS, Die gesetzliche Kapitalreserve, Steuerrecht gegen 
Kapitalschutzvorschriften (2. Teil), ST 2015/1-2, 14–22, 21, geht hingegen von einer «langjährigen 
Praxis» ohne vorgängige Umbuchung aus. 

82  So schon GLANZMANN (FN 79), 105. Gl.M. HANDSCHIN, ZK (FN 1), OR 671–671b N 26. A.M. aber 
VOGT, BSK (FN 6), OR 675 N 19, in Bezug auf die unmittelbare Ausschüttbarkeit des Agios; 
FORSTMOSER PETER/MEIER-HAYOZ ARTHUR/NOBEL PETER, Schweizerisches Aktienrecht, Bern 1996, 
§ 40 N 36 f. Vgl. auch STAEHELIN (FN 81), 21, der die vorgängige Umbuchung zwar «mehrheitlich nicht 
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Einerseits ist festzuhalten, dass der Begriff «Bilanzgewinn» weder eine im Aktien- oder 
Rechnungslegungsrecht definierte, noch eine in der Bilanz auszuweisende Grösse ist.83 
Üblicherweise werden unter diesem Begriff die freiwilligen Gewinnreserven und der 
Jahresgewinn zusammengefasst.84 Weil der frei verwendbare Teil der Kapitalreserve nicht 
aus Gewinnen stammt,85 mutet eine Umbuchung in eine Gewinnreserve jedoch seltsam 
an.86 Anderseits ist Art. 675 Abs. 2 OR nach der überwiegend vertretenen Auffassung so 
zu verstehen, dass sämtliche Beträge des Eigenkapitals ausgeschüttet werden dürfen, die 
nicht geschützt und somit frei verwendbar sind.87 Konsequenterweise müssen diese frei 
verwendbaren Beträge auch direkt – d.h. ohne vorgängige Umbuchung – ausgeschüttet 
werden dürfen. In einem zweistufigen Vorgehen ist schlicht kein Schutz für Gläubiger oder 
Aktionäre ersichtlich, womit sich die Frage stellt, weshalb es dennoch zu verlangen wäre. 
Da der Dividendenbeschluss spezifizieren muss, welche Bilanzpositionen als Dividende 
ausgeschüttet werden sollen, kann schliesslich wohl konstatiert werden, dass in jedem 
Dividendenbeschluss implizit auch eine solche Umbuchung gesehen werden kann, sofern 
diese wirklich notwendig sein sollte.88 

2. Ausschüttung bei Rechnungslegung in Fremdwährung 

2.1 Massgeblichkeit des Frankenbetrags des frei verwendbaren Eigenkapitals 

Gemäss Art. 958d Abs. 3 OR kann die Rechnungslegung in Schweizer Franken oder einer 
anderen, für die Geschäftstätigkeit wesentlichen Fremdwährung erfolgen. Wird die Rech-
nungslegung nicht in Schweizer Franken, sondern in einer Fremdwährung geführt, so gilt 
bei Dividendenausschüttungen dennoch der in der Bilanz ausgewiesene Frankenbetrag des 
frei verwendbaren Eigenkapitals als Sperrziffer.89 

Für etwaige Währungsumrechnungen ist grundsätzlich der Tag des Dividendenbeschlusses 
massgebend.90 Lautet der Antrag des Verwaltungsrats an die Generalversammlung zur 
Verwendung des Gewinns auf eine Fremdwährung,91 kann dies zur Folge haben, dass die 
Dividende nicht mehr in der Höhe des beantragten Betrags beschlossen werden darf, wenn 

 
als zwingend» erachtet, Dividendenausschüttungen aus der Kapitalreserve aber aus steuerlichen 
Gründen als «Kapitaleinlage-Dividenden» zu bezeichnen seien.  

83 GLANZMANN (FN 79), 101 f.; GLANZMANN (FN 6), 284; VOGT, BSK (FN 6), OR 675 N 14. 
84  Vgl. dazu auch GLANZMANN (FN 6), 284, m.w.H. 
85  HANDSCHIN, ZK (FN 1), OR 671–671b N 2. 
86 GLANZMANN (FN 79), 104 f, m.w.H. 
87 BGE 140 III 533 E. 6.2.2 f. GLANZMANN (FN 79), 100; VOGT, BSK (FN 6), OR 675 N 15; Treuhand-

Kammer (FN 17), 235; VISCHER MARKUS, Ausschüttung stiller Reserven bei der Aktiengesellschaft, 
ST 472013, 202–205, 202; DRUEY JEAN NICOLAS/DRUEY JUST EVA/GLANZMANN LUKAS, Gesellschafts- 
und Handelsrecht, 11. Aufl., Zürich 2015, § 8 N 34; OSER/VOGT (FN 27), 15.  

88 GLANZMANN (FN 79), 105. Vgl. auch STAEHELIN (FN 81), 21, wonach eine Umbuchung nicht notwendig 
sei, wenn der Dividendenantrag des Verwaltungsrats offenlege, dass zwecks Ausschüttung gesetzliche 
Reserven aufgelöst werden. 

89  LOSER SILVAN, Rechnungslegung in Fremdwährung, Angaben der Werte in Schweizer Franken, Expert 
Focus, 2016/10, 724–729, 727; BUCHMANN RENÉ/DUSS FABIAN/HANDSCHIN LUKAS, Rechnungslegung 
in Fremdwährung, ST 11/13, 823–835, 830; GLANZMANN (FN 79), 116. 

90 GLANZMANN (FN 79), 115. 
91 Grundsätzlich ist der Antrag des Verwaltungsrates an die Generalversammlung über die Verwendung 

des Gewinns bei Rechnungslegung in Fremdwährung sowohl in Schweizer Franken, als auch in der 
gewählten Fremdwährung darzustellen. Vgl. dazu LOSER (FN 89), 728. 
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dieser im Zeitpunkt der Generalversammlung das frei verwendbare Eigenkapital aufgrund 
von Wechselkursschwankungen übersteigt.92 Aus Praktikabilitätsgründen muss es jedoch 
zulässig sein, für die Umrechnung den Wechselkurs wenige Tage vor der Generalversamm-
lung festzulegen.93  

2.2 Ausschüttung der steuerlich anerkannten Kapitaleinlagereserve und 
Behandlung durch die EStV 

Zusätzliche Herausforderungen stellen sich, wenn Ausschüttungen aus der steuerlich 
anerkannten Kapitaleinlagereserve94 vorgenommen werden sollen. Die EStV führt diese 
Reserve immer in Schweizer Franken, und zwar unabhängig von der verwendeten 
Rechnungslegungswährung.95 Damit muss der auf eine Fremdwährung lautende Ausschüt-
tungsbetrag immer in Schweizer Franken umgerechnet werden, um von der in Schweizer 
Franken geführten steuerlich anerkannten Kapitaleinlagereserve in Abzug gebracht zu 
werden. Erschwerend kommt hinzu, dass die EStV der Umrechnung den Tageskurs im Zeit-
punkt der effektiven Auszahlung der Dividende zugrunde legt,96 obwohl der Aktionär ab 
dem Dividendenbeschluss eine Dividendenforderung in Fremdwährung hat. Dieser Kurs ist 
im Zeitpunkt des Gewinnverwendungsbeschlusses der Generalversammlung jedoch noch 
nicht bekannt. Unter Umständen ist die Ausschüttung daher nicht gänzlich steuerfrei 
möglich. Dies wäre etwa der Fall, wenn die Ausschüttung (auf eine Fremdwährung lautend) 
der gesamten steuerlich anerkannten Kapitaleinlagereserve beschlossen wird und ein 
steigender Wechselkurs dazu führt, dass die Dividendenforderung im Zeitpunkt der Um-
rechnung durch die EStV in Schweizer Franken den Betrag der steuerlich anerkannten 
Kapitaleinlagereserve übersteigt.97 

V. Schlussbemerkungen 

Das neue Aktienrecht wird einige Klarstellungen hinsichtlich der gesetzlichen Kapital-
reserve bringen. So werden die unterschiedlichen Gliederungsvorschriften im Aktien- und 
Rechnungslegungsrecht vereinheitlicht.98 Weiter wird auch klargestellt, dass Einlagen und 
Zuschüsse der Gesellschafter der Kapitalreserve zuzuweisen sind.99  

Leider hat die Aktienrechtsrevision aber auch viele umstrittene Fragen unbeantwortet 
gelassen. So bleibt etwa ungeregelt, ob eine Dividende direkt aus der frei verwendbaren 
Kapitalreserve ausgeschüttet werden darf oder diese vorgängig in eine für Dividendenaus-
schüttungen bestimmte Reserve umzubuchen ist. Auch gibt das neue Recht kaum Antwor-
ten auf die Fragen, die sich bei einer Rechnungslegung in Fremdwährung stellen. Zwar 

 
92  BUCHMANN/DUSS/HANDSCHIN (FN 89), 830 f.; GLANZMANN (FN 79), 116. 
93 GLANZMANN (FN 79), 115. 
94 Vgl. oben III.4. 
95  LOSER SILVAN, Ausschüttungen aus Kapitaleinlagereserven bei Rechnungslegung in Fremdwährung, 

Abschnitt «Massgebender Umrechnungskurs für KER-Ausschüttungen», abrufbar unter: https://home. 
Kpmg/ch/ de/blogs/ home/posts/2017/01/ausschuettungen-aus-kapitaleinlagereserven-bei-rechnungsle-
gung.html. 

96 LOSER (FN 95), Abschnitt «Massgebender Umrechnungskurs für KER-Ausschüttungen». 
97 Vgl. dazu LOSER (FN 95), Abschnitt «Implikationen auf die Jahresrechnung in FW», m.w.H. 
98 Vgl. oben II. 
99  Vgl. oben III.1.4. 
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Einerseits ist festzuhalten, dass der Begriff «Bilanzgewinn» weder eine im Aktien- oder 
Rechnungslegungsrecht definierte, noch eine in der Bilanz auszuweisende Grösse ist.83 
Üblicherweise werden unter diesem Begriff die freiwilligen Gewinnreserven und der 
Jahresgewinn zusammengefasst.84 Weil der frei verwendbare Teil der Kapitalreserve nicht 
aus Gewinnen stammt,85 mutet eine Umbuchung in eine Gewinnreserve jedoch seltsam 
an.86 Anderseits ist Art. 675 Abs. 2 OR nach der überwiegend vertretenen Auffassung so 
zu verstehen, dass sämtliche Beträge des Eigenkapitals ausgeschüttet werden dürfen, die 
nicht geschützt und somit frei verwendbar sind.87 Konsequenterweise müssen diese frei 
verwendbaren Beträge auch direkt – d.h. ohne vorgängige Umbuchung – ausgeschüttet 
werden dürfen. In einem zweistufigen Vorgehen ist schlicht kein Schutz für Gläubiger oder 
Aktionäre ersichtlich, womit sich die Frage stellt, weshalb es dennoch zu verlangen wäre. 
Da der Dividendenbeschluss spezifizieren muss, welche Bilanzpositionen als Dividende 
ausgeschüttet werden sollen, kann schliesslich wohl konstatiert werden, dass in jedem 
Dividendenbeschluss implizit auch eine solche Umbuchung gesehen werden kann, sofern 
diese wirklich notwendig sein sollte.88 

2. Ausschüttung bei Rechnungslegung in Fremdwährung 

2.1 Massgeblichkeit des Frankenbetrags des frei verwendbaren Eigenkapitals 

Gemäss Art. 958d Abs. 3 OR kann die Rechnungslegung in Schweizer Franken oder einer 
anderen, für die Geschäftstätigkeit wesentlichen Fremdwährung erfolgen. Wird die Rech-
nungslegung nicht in Schweizer Franken, sondern in einer Fremdwährung geführt, so gilt 
bei Dividendenausschüttungen dennoch der in der Bilanz ausgewiesene Frankenbetrag des 
frei verwendbaren Eigenkapitals als Sperrziffer.89 

Für etwaige Währungsumrechnungen ist grundsätzlich der Tag des Dividendenbeschlusses 
massgebend.90 Lautet der Antrag des Verwaltungsrats an die Generalversammlung zur 
Verwendung des Gewinns auf eine Fremdwährung,91 kann dies zur Folge haben, dass die 
Dividende nicht mehr in der Höhe des beantragten Betrags beschlossen werden darf, wenn 

 
als zwingend» erachtet, Dividendenausschüttungen aus der Kapitalreserve aber aus steuerlichen 
Gründen als «Kapitaleinlage-Dividenden» zu bezeichnen seien.  

83 GLANZMANN (FN 79), 101 f.; GLANZMANN (FN 6), 284; VOGT, BSK (FN 6), OR 675 N 14. 
84  Vgl. dazu auch GLANZMANN (FN 6), 284, m.w.H. 
85  HANDSCHIN, ZK (FN 1), OR 671–671b N 2. 
86 GLANZMANN (FN 79), 104 f, m.w.H. 
87 BGE 140 III 533 E. 6.2.2 f. GLANZMANN (FN 79), 100; VOGT, BSK (FN 6), OR 675 N 15; Treuhand-

Kammer (FN 17), 235; VISCHER MARKUS, Ausschüttung stiller Reserven bei der Aktiengesellschaft, 
ST 472013, 202–205, 202; DRUEY JEAN NICOLAS/DRUEY JUST EVA/GLANZMANN LUKAS, Gesellschafts- 
und Handelsrecht, 11. Aufl., Zürich 2015, § 8 N 34; OSER/VOGT (FN 27), 15.  

88 GLANZMANN (FN 79), 105. Vgl. auch STAEHELIN (FN 81), 21, wonach eine Umbuchung nicht notwendig 
sei, wenn der Dividendenantrag des Verwaltungsrats offenlege, dass zwecks Ausschüttung gesetzliche 
Reserven aufgelöst werden. 

89  LOSER SILVAN, Rechnungslegung in Fremdwährung, Angaben der Werte in Schweizer Franken, Expert 
Focus, 2016/10, 724–729, 727; BUCHMANN RENÉ/DUSS FABIAN/HANDSCHIN LUKAS, Rechnungslegung 
in Fremdwährung, ST 11/13, 823–835, 830; GLANZMANN (FN 79), 116. 

90 GLANZMANN (FN 79), 115. 
91 Grundsätzlich ist der Antrag des Verwaltungsrates an die Generalversammlung über die Verwendung 

des Gewinns bei Rechnungslegung in Fremdwährung sowohl in Schweizer Franken, als auch in der 
gewählten Fremdwährung darzustellen. Vgl. dazu LOSER (FN 89), 728. 
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dieser im Zeitpunkt der Generalversammlung das frei verwendbare Eigenkapital aufgrund 
von Wechselkursschwankungen übersteigt.92 Aus Praktikabilitätsgründen muss es jedoch 
zulässig sein, für die Umrechnung den Wechselkurs wenige Tage vor der Generalversamm-
lung festzulegen.93  

2.2 Ausschüttung der steuerlich anerkannten Kapitaleinlagereserve und 
Behandlung durch die EStV 

Zusätzliche Herausforderungen stellen sich, wenn Ausschüttungen aus der steuerlich 
anerkannten Kapitaleinlagereserve94 vorgenommen werden sollen. Die EStV führt diese 
Reserve immer in Schweizer Franken, und zwar unabhängig von der verwendeten 
Rechnungslegungswährung.95 Damit muss der auf eine Fremdwährung lautende Ausschüt-
tungsbetrag immer in Schweizer Franken umgerechnet werden, um von der in Schweizer 
Franken geführten steuerlich anerkannten Kapitaleinlagereserve in Abzug gebracht zu 
werden. Erschwerend kommt hinzu, dass die EStV der Umrechnung den Tageskurs im Zeit-
punkt der effektiven Auszahlung der Dividende zugrunde legt,96 obwohl der Aktionär ab 
dem Dividendenbeschluss eine Dividendenforderung in Fremdwährung hat. Dieser Kurs ist 
im Zeitpunkt des Gewinnverwendungsbeschlusses der Generalversammlung jedoch noch 
nicht bekannt. Unter Umständen ist die Ausschüttung daher nicht gänzlich steuerfrei 
möglich. Dies wäre etwa der Fall, wenn die Ausschüttung (auf eine Fremdwährung lautend) 
der gesamten steuerlich anerkannten Kapitaleinlagereserve beschlossen wird und ein 
steigender Wechselkurs dazu führt, dass die Dividendenforderung im Zeitpunkt der Um-
rechnung durch die EStV in Schweizer Franken den Betrag der steuerlich anerkannten 
Kapitaleinlagereserve übersteigt.97 

V. Schlussbemerkungen 

Das neue Aktienrecht wird einige Klarstellungen hinsichtlich der gesetzlichen Kapital-
reserve bringen. So werden die unterschiedlichen Gliederungsvorschriften im Aktien- und 
Rechnungslegungsrecht vereinheitlicht.98 Weiter wird auch klargestellt, dass Einlagen und 
Zuschüsse der Gesellschafter der Kapitalreserve zuzuweisen sind.99  

Leider hat die Aktienrechtsrevision aber auch viele umstrittene Fragen unbeantwortet 
gelassen. So bleibt etwa ungeregelt, ob eine Dividende direkt aus der frei verwendbaren 
Kapitalreserve ausgeschüttet werden darf oder diese vorgängig in eine für Dividendenaus-
schüttungen bestimmte Reserve umzubuchen ist. Auch gibt das neue Recht kaum Antwor-
ten auf die Fragen, die sich bei einer Rechnungslegung in Fremdwährung stellen. Zwar 

 
92  BUCHMANN/DUSS/HANDSCHIN (FN 89), 830 f.; GLANZMANN (FN 79), 116. 
93 GLANZMANN (FN 79), 115. 
94 Vgl. oben III.4. 
95  LOSER SILVAN, Ausschüttungen aus Kapitaleinlagereserven bei Rechnungslegung in Fremdwährung, 

Abschnitt «Massgebender Umrechnungskurs für KER-Ausschüttungen», abrufbar unter: https://home. 
Kpmg/ch/ de/blogs/ home/posts/2017/01/ausschuettungen-aus-kapitaleinlagereserven-bei-rechnungsle-
gung.html. 

96 LOSER (FN 95), Abschnitt «Massgebender Umrechnungskurs für KER-Ausschüttungen». 
97 Vgl. dazu LOSER (FN 95), Abschnitt «Implikationen auf die Jahresrechnung in FW», m.w.H. 
98 Vgl. oben II. 
99  Vgl. oben III.1.4. 
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kann das Aktienkapital nach neuem Aktienrecht in der für die Geschäftstätigkeit wesentli-
chen ausländischen Währungen denominiert werden (revOR 621 Abs. 2). Doch es wird sich 
noch zeigen, ob die EStV ihre Praxis, wonach die steuerlich anerkannte Kapital-
einlagereserve immer in Schweizer Franken zu behandeln ist, ebenfalls anpassen wird.100 

 
100  Vgl. oben IV.2.2. 
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